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BESCHLUSS
BundeshauptaussChu8 der F.D.P., Jena, 6. Kärz 1993

Leitlinien liberaler Kommunalpolitik

Liberale Politik will die individuelle Freiheit da. Bürqer8, die
weitest mÖQliche Selb8tbestimmunq des ein~elnen bei einem
Höchstmaß an sozialer Gerechtiqkeit.

Kommunalpolitik ale die Wurzel demokratischen Zusammenlebens be­
rührt den Bürqer in seinem Lebensbereich unmittelbarer und ein­
schneidender als Maßnahmen auf den übriqen Ebenen staatlichen
Handeins.

Prsktizierte und unmittelbar erlebte Selbstverwaltunq in der Ge­
meinde 1st VoraUBsetzunq für das Funktionieren qesamtstaatlicher
Demokratie.

Deshalb Bollen Möqlichkeiten demokratischer Mitwirkunq und Mit­
versntwortunq des Btirqere auf kommunaler Ebene verbessert wer­
den. Die kommunalpolitischen Problembereiche, die Pro~esse der
Entscheidunqsfindunq und der Kommunalverwaltunq werden für den
Bürger immer schwerer durchschaubar. Kommunale Zuständigkeiten
werden ~uqunsten höherer Kompeten~en ständiq weiter ausgehöhlt.
Manches, was unter den Begriffen Planunq und Gebieta- und Struk­
turreform vollzoqen wird, dient nicht der Belebunq der Demokra­
tie auf kommunaler Ebene, sondern der Stärkung der Bürokratie.
Die Folqen sind nicht selten Mißtrauen und Desinteresse des Bür­
gers.

Das widerspricht qrundleqenden liberalen Vorstellunqen. Die
F.D.P. sieht in der Bürqermitwirkunq auf kommunaler Ebene ein
unver~ichtbares Lebenselement der Demokratie.

Die F.D.P. fordert den Verfassungsqeber auf, bei der Änderunq
des Artikels 28 Grundgeset~ sicherzustellen, daß auch in den
Stadtstaaten ein Mindestmaß an kommunaler Selbstverwaltunq qa­
rantiert wird.

Die ~urückqewonnene Freiheit im Osten hat den Deutschen die Wie­
dervereiniqunq qebracht. Es ist notwendiq, die Menschen ~usam­

men~uführen, die sich in ihren qesellschaftlichen Erfahrunqen
Jahrzehnte auseinanderqelebt haben. Der demokratische Rechts­
staat hat sich dem kommunistischen Willküretaat überleqen qe­
zeiqt. Ziel allen staatlichen, wirtschaftlichen und sozialen
Handelna muß die Vollendunq der inneren Einheit sein. Da~u qe­
hört die Stärkung einer freiheitlichen kommunalen Selbstverwal­
tung. Die Funktionsfähigkeit der Verwaltunq in den neuen Bundes­
ländern und Kommunen ist trot~ beachtlicher Leistunqen nur ein-
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qeechränkt qeqeben. Die Entscheidunqen über eine Gebieta- und
Funktionalreform - und die damit verbundenen Konsequenzen - sind
noch nicht abgeachlossen und umqesetzt. Die gesicherte Finanz­
ausstattunq für die Kommunen und Länder fehlt und damit die
Grundlagen flir mittel- und lanqfristiqe Planungen und Maßnahmen,
z.B. zur Verbesserung der kommunalen Infrastruktur. Viele
Schwieriqkeiten, die beim Wiederaufbau bestehen sind tl.S. auch
damit verbunden.

Die Erreichunq der vollen Funktionsfähigkeit ist eine der wich­
tiqsten Voraussetzunqen, um den wirtschaftlichen Umstrukturie­
runqsprozeß und die Schaffunq von Arbeitsplätzen zu sichern. Die
Vereinfachung aller Verwaltunqsverfahren ist ständiQe AufQabe
liberaler Politik; insbesondere muß das Bau- und Planunqsrecht
vereinfacht werden, und die Genehmiqunqsverfahren sind zu be·
sChleuniQen. Zur Vermeidunq von Investitionshemmnissen sind die
BundesreQierung und besonders die Bundesländer aufgefordert, für
schnelle unbürokratische Verfahren zu sorgen und notwendige Ver­
einfachungen durch zeitlich befristete Aussetzungen investiti­
onshemmender Vorschriften, insbesondere in den neuen Bundeslän­
dern, zu ermöqlichen.

Die Kommunen in den neuen Bundesländern werden den schwierigen
Weg nur gehen können, wenn sie die volle Solidarität und das
Verständnis aller Bürger verspüren. Oie Entbehrungen und Opfer,
die sie noch lange Zeit zu tragen haben erfordern, auf bisheriqe
Ansprüche zu verzichten. Umschichtungen und Einschränkunqen sind
erforderlich. Der Solidaritätsbeitraq der Kommunen in den alten
Bundesländern ist qeqenüber den Kommunen in Brandenburq, Meck­
lenburq-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürinqen zu
verstärken.

Mit ihren Leitlinien zur Kommunalpolitik betont die F.D.P. den
Vorrang örtlicher Willensbildung, sie mächte zentralistischen
Tendenzen entgegenwirken und die Vielfalt kommunalen Lebens an­
regen.

Oie in den nachfolgenden Kapiteln dargelegten liberalen Positio­
nen stehen - soweit sie zusätzliche Finanzmittel erfordern - un­
ter dem Vorbehalt einer anQemessenen Mittelausstattung der kom­
munalen Ebene.

Soweit die Kommunen in den alten Bundesländern einen erheblichen
Solidarbeitrag zum Aufbau der neuen Bundesländer leisten und die
Kommunen in den neuen Bundesländern überwiegend vor einer defi­
zitären Haushaltslaqe stehen, bleibt die Konzentration der Ge­
meinden "nd Landkreise auf eine sachQerechte Bewälti9unQ der
kommunalen Pflicht- und KernaufQsben erstes Gebot.

Liberale stellen sich bei Verantwortung, die notwendigen Priori­
täten bei der AufQabenwahrnehmung zu setzen, um die verfügbaren
öffentlichen Finanzmittel sparsam und sachgerecht einzusetzen.
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1. Stlrkunq der kommunalen Selb6tverwaltunq

1. Sicherunq der Allzustlndlqkeit der Kommunen

Die Kommunen bilden die Keimzelle unseres Staataaufbaua. Sie
vermitteln als unmittelbarer Anaprechpartner für den Bürger die·
sem die Verbindung zUm Gemeinweaen Staat und zur staatlichen De­
mokratie. Hierzu iat jedoch die Sicherung eigenständiger kommu­
naler Zuständigkeiten erforderlich, Um die Akzeptanz des Bürgers
Zu ..tärken und demokratische Strukturen sichtbar zu machen.

In den Komrnunalverfaasunqen der Bundesländer wird der Aufgaben­
bereich der Kommunen mit dem Begriff ~Allzuständigkeit" um­
schrieben. Diese Allzuständiqkeit kann sich in einer gestuften
Demokratie aelb5tverständl1ch nur auf den ortlichen Bereich be­
schränken. Doch auch hier wird seit Jahren in die Kompeten~en

der Kommunen einqeqriffen, so daß vielfach stalltliehe Bevormun­
dunq der Bürqer ~u befürchten, zum Teil soqar bereits eingetreR
ten ist. Ziel liberaler Kommunalpolitik muß es deshalb sein, die
Eiqenständiqkeit der Kommunen qegenüber Bund und Ländern zu
stärken und ihre AII~uständiqkeit für die örtlichen Aufqaben zu
sichern.

2. Stärkunq der Finanzausstattunq

Die Garantie der kommunalen Selbstverwaltunq erfordert auch eine
Sicherunq der finanziellen Unabhänqiqkeit. Die Kommunen müssen
in der Lage sein, durch unabhänqiqe Einnahmequellen ihren indi­
viduellen Finanzbedarf ~u decken. Dazu ist sowohl eine Sicherunq
eiqener selbst beeinflußbarer Finanzierunqsformen, als auch ein
lanqfristiq kalkulierbarer Finanzausqleich durch die Länder er­
forderlich. In die Finanzausstattunq der Kommunen darf deshalb
nicht durch staatliche Ebenen reqlementierend einqeqriffen wer­
den. Sie müssen von finanziellen Zuweisungen, die unter Bedin­
qunqen und Auflaqen erteilt werden, unabhänqiq bleiben und lanq­
fristige Planunqen für die Sicherung ihrer dauernden finanziel­
len Leistungsfähigkeit erstellen können.

3. Begrenzung der staatlichen Einflußnahme

tlber die bereits dargestellten Eingriffe in die ortlichen Zu­
ständigkeiten und die Finanzausatattunq hinaus, nehmen die
staatlichen Ebenen durch eine Vielzahl weiterer Reqelunqen Ein­
fluß auf die Aufqaben und deren Erfüllunq durch die Kommunen.
Oie Flut von Geset~en, Verordnungen und Erlassen muß wirkunqs­
voll eingedämmt werden. Dies bezieht sich auch Auf die festset­
zung kostenträchtiger Standards für kommunale Einrichtunqen. Die
liberale Kommunalpolitik muß deshalb darauf hinwirken, daß qe­
meindewirksame Rechtsvorschriften nur unter Mitwirkunq der Kom­
munen entstehen. Die bisheriqen Anhörungsrechte der Spit~enver­

bände reichen hierzu offenkundig nicht aus.
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4. Abbau staatlicher Sonderbehörden

Eine bürqerfreundliche Verwaltunq muß räumlich qut erreichbar
und in ihrer Orqsnlsation überschaubar sein. Gesundheitsämter,
Kataster- und Vermessunqsämter und Veterinärämter. die in einer
Reihe VOn Bundesländern als staatliche Sonderbehärden qeftihrt
werden, sind sobald wie möqlich in die kommunale Ebene einzu­
qliedern.

Es Bol1 wei testqehend eine Bündelunq von Aufqaben auf der kommu­
nalen Ebene vorqenommen werden.

5. Gemeindliche Selbatverwaltunq in Europs

Bund und Länder haben dafür Sorqe zu traqen, daß die Selbstver­
waltunq der Gemeinden im vereiniqten Europa qewährleistet
bleibt. Es iat notwendiq, die Gemeinden als Träger der Selbst­
verwaltunq -und nicht nur die Länder und Reqionen Europaa - in­
stitutionell abzusichern und ihnen Beteiliqunqsrechte einzuräu­
men.

u.

1.

Verwaltunqsvereinfachunq, Abbau von BUrokratie

Sparsame Verwaltunq

Der Bürqer hat Anapruch auf eine sparsame, schnell und wirksam
arbeitende Verwaltunq. Dazu ist die konsequente Durchsetzunq des
LeiatunQsprinzipa in der Kommunalverwaltunq erforderlich. Das
Parteibuch darf nicht die Qualifikation ersetzen.

Die Verwaltunqsabläufe sind insbesondere mittels neuer Technik ­
z.8. automatisierte Datenverarbeitunq - verstärkt zu rationali­
sieren. Dabei ist der Schutz personenbezoqener Daten für Libera­
le ein besonderes Anlieqen. Überflüssiqe Verwaltunqsleistungen
sind abzubauen. Kosten-Nutzenanalysen, wirtschaftliche Überprü­
fung von öffentlichen Vorhaben, eine atrenge Personalbemeasunq
und eine leistunqsqerechte Bewertung der Arbeitsplätze nach ar­
beitswissenschaftlichen Methoden sollen sich die Gemeinden Zur
Pflicht machen. Dies dient dem Ziel, Bürokratie in den Rathäu­
sern abzubauen und die Kosten zu senken.

Die Verwaltung ist ein Dienstleistunqsunternehmen und entspre­
chend zu führen.

Durch Aufqabenkritik und dezentrale Ressourcenverantwortunq sind
in den Städten und Gemeinden neue SteuerunqsmodeUe zu entwik­
keIn.

2. Größere Durchschaubarkeit

Im finanziellen und wirtschaftliChen Selbstverwaltunqsbereich
aind die Kontrollmöglichkeiten der Bürger und Bürqervertreter zu
veratärken. Die Gemeinden müssen bemüht sein, ihre Haushalte
verständlich darzustellen und sie für die Bürger durchschaubar
zu machen. Die Prüfung der RechnunQsprüfämter soll sich nicht
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nur auf die Rechtmäßiqkeit sondern auch auf die Wirtachaftlich­
kelt erstrecken.

Das kommunale Haushaltsrecht 1st nach betriebswirtschaftlichen
Gesichtspunkten neu zu qestalten.

3. Privatisierunq kommunaler Dienstleistunqen

Abbau von Bürokratie und Verwaltunqsvereinfachunq erfordern auch
eine Verrinqerunq der wirtschaftlichen Betätiqunq der Gemeinden.

Gemeinden Bollten sich nicht wirtschaftlich betätiqen, wenn pri­
vate Unternehmen die Aufqaben übernehmen können.

In allen Bereichen der Gemeinden 1st daher laufend Zu prüfen,
inwieweit Aufqaben, die bisher von den Gemeinden wahrqenommen
wurden, privatisiert oder in andere Träqerschaft überführt wer­
den können.

111. Stärkunq der BUrgerbeteiligung

1. Mehr unmittelbarer Einfluß des Bürgers

Selbstverwaltung in den Gemeinden verlangt die Mitwirkung des
Bürgers an der Lösung der Probleme seiner Gemeinde. Ungeachtet
der Unterschiedlichkeit der Gemeindeverfassungen in der Bundes­
republik Deutschland tritt die F.D.P. dafür ein, folgende Ele­
mente in die Gemeindeordnungen aufzunehmen:

a) Mehr Auswahl für die Bürger bei der Kommunalwahl

Bei der Wahl der Ratsmitglieder ist dem Bürger weitgehende Aus­
wahlmöglichkeit unter den Kandidaten einzuräumen. Er soll - wie
in einzelnen Ländern schon geregelt - sowohl das Recht erhalten,
einem Bewerber bis zu drei Stimmen zu geben (Kumulieren) als
auch einen Bewerber auf einem Wahlvorschlag zu streichen und Be­
werber aus einem anderen Wahlvorschlag zu übernehmen (Panaschie­
ren) .

Sperrklauaeln in den kommunalen Wahlgesetzen sollten gestrichen
werden.

Die Sitze in Rat und Ausschüssen sind nach dem Proportionalver­
fahren HarejNiemeyer zuzuteilen.

Ferner wird empfohlen, wie in einzelnen Bundesländern schon
praktiziert, die Urwahl der Bürgermeister und Landräte einzufüh­
ren.

b) Öffentlichkeit der Ausschüsse

Kommunalpolitik muß für den Bürger durchschaubar sein. Daher iat
grundsätzlich die Öffentlichkeit von Ausschußsitzungen zu ge­
währleisten. In den Ausschüssen sollen sachkundige Bürger mit­
wirken können.
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cl Ortsbeiräte und Bezirksvertretuncen

Kommunale Aufqaben sollen bürqernah erlediqt werden. Der zuneh­
menden Anonymität der Verwaltung, insbesondere in den großen
Städten, ist entgegenzuwirken. Es sind daher Stadtteil- oder
Orts(bei)räre einzurichten. Das Gebiet der Großstädte 1st in
Stadtbezirke einzuteilen, deren Zahl aber die Leisrunqsfähiqkeit
der einzelnen Stadt nicht überfordern darf, Dabei sind die qe­
schichtlichen Zusammenhänge und Namen sowie die Besonderheiten
der Bevö!kerunqs- und Wirrschaftsverhältnisse zu beachten.

cl) Bürgerfragesrunde

In den kommunalen Vertretunqen ist eine Bürqerfraqesrunde einzu­
richten, in der alle Einwohner und Gruppen Fraqerecht haben. In
den Ausschüssen ist die Möglichkeit einzuräumen, Sachverständige
und betroffene Personen vor der Beschlußfassung zu hören.

e) Bürgerversammlung

Die Gemeinden sollen zur Erörterung gemeindlicher Angelegenhei­
ten Bürgerversammlungen durchführen.

Bürger sollen die Möglichkeit haben. in Angelegenheiten der kom­
munalen Selbstverwaltung ein Bürgerbegehren zu beantragen, wenn
es die Unterstützung eines bestimmten Mindestanteils der wahlbe­
rechtigten Bevölkerung findet. Einem Vertreter der Antragsteller
ist zu diesem Tagesordnungspunkt in der kommunalen Vertretung
und in den Fachausschüssen Rederecht einzuräumen. Das Bürgerbe­
gehren verpflichtet die kommunale Vertretung, sich in angemesse­
ner Weise mit seinem Inhalt zu befassen.

Das Bürgerbegehren ist durch einen Bürgerentscheid zu ergänzen.
Dis Themen. die einem Bürgerentscheid unterliegen und die für
den Entscheid erforderlichen Quoren sind in den Gemeindeordnun­
gen zu regeln.

g) Jugendgemeinderäte

In allen Gemeinden können Jugendgemeinderäte eingerichtet wer­
den. Diese sollen die Meinung der JugendlIchen zu allen kommuna·
len Angelegenheiten artikulieren. Sie sind in allen Juqendliche
betreffenden Fraqen zu hören.

2. Stärkung der Rechte der gewählten Vertreter

Die Möqlichkeiten mittelbarer EinflUßnahme der Bürger auf das
Geschehen in ihrer Gemeinde bzw. ihrem Landkreis sind auszubau­
en. Dies erfordert u.a.,
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eine stärkere Position der ehrenamtlichen, qewählten Bürqer
und einen wesentlichen Ausbau der Informationspflicht der
Verwaltunq,

jede Gruppe, die in eine kommunale Körperschaft qewählt
worden ist, sollte mindestens einen Sitz mit beratender
Stimme in jedem AusschUß haben,

eine Verbesserunq der Arbeitsmöqlichkeiten der Fraktionen
durch entsprechende personelle und materielle Ausstattunq,

die beruflichen und wirtschaftlich relevanten Tätlqkeiten
der qewählten Gemeindevertreter qeqenüber dem Vorsitzenden
der Vertretunqskörperschaft offenzuleqen.

3. Gleichstellunq

Die Umsetzunq der verfss8unqsrechtlichen qarantierten Gleich~

stellunq von Mann und Frau 1st such eine kommunale AufQabe. Sie
iat Teil des AuftraQes, das Wohl der Einwohner in freier Selbst­
verwaltunQ durch ihre von der BürQerschaft Qewählten OrQane zu
fördern.

IV. Gemeindliche Entwick1unQsplanunQ

1. Humane Stadt· und DorfentwicklunQ

Vor dem HinterQrund steiQender ReQelunQskompetenzen der EG und
zunehmender, QemeindeilberQreifender PlanunQen von Bund und Län­
dern hat die Qemeindliche EntwicklunQsplanunQ einen eiQenen,
sChwerQewichtiQen Stellenwert. Sie soll die berechtiQten Ansprü­
che der BürQer an die Qualität ihrer Umwelt, ihre Wohn- und Le­
bensbedlnQunQen und die DaseinsvorsorQe aufQreifen und in kon·
krete ortsorientierte EntwicklunQsziele umsetzen. Außerdem kommt
ihr im Wettbewerb der ReQionen in Europa eine steiQende Bedeu­
tunQ zu. In Anbetracht der weiterhin engen finanziellen Mittel
in allen Bereichen der Bundesrepublik, gemessen an den jeweili­
gen örtlichen Zielen, müssen allerdings die Handlungsschwerpunk­
te festgelegt und ein zeitliches Umsetzungskonzept erstellt
sein.

Gemeindliche EntwicklunQsplanunQ für dörfliche UrnQebunQ soll ein
Schwergewicht auf die natürliCh vorhandenen Ressourcen und deren
Erhaltung legen. Bereits vorhandene Bausubstanzen sollten vor­
rangig mit Leben erfüllt statt neue ausgesiedelte künstliche
Dorfzentren gebildet werden. Die Entwicklung ist so zu gestal­
ten, daß vorhandene Infrastruktureinrichtungen wirtschaftlich
genutzt werden, z. B. Schulen, Sport- und Freizeiteinrichtungen,
Einrichtungen des Gesundheitswesens. Daneben sollte unter Einbe­
zug der noch vorhandenen bäuerlichen Betriebe versucht werden,
ein Nebeneinander zwischen Wohnen, Arbeiten und Freizeitgestal­
tung zu erreichen.
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2. Beteiliqunq des Bürqera bei der Planunq

Die Akzeptanz qe~.jndllcher Entwicklunqsplanunq sowie die d.~lt

.nq.strebte Varbe.aerunq der Lebenab&dinqunqen in der Gemeinde
li&t eich nur durch atändiqe In(o~.tion und snoe Zuaa..enarbeit
.tt den Bewohnern erreichen. Die Entacheidunqaprozeaa. müs.en
bei Inter•••• abfraqbar .ein, ein Sicheinbrinqen aollte in allen
Entwicklunqsph••en möqlich sein.

Ge~eindliche Planunq 8011 d.her foto_nden Forderunqen stirker
Rechnunq tr_gen:

eine ftoffene ft Planunq, d.h. die öffentliche Disku8sion von
Planunqsl:ielen und -inhalten mit den Einwohnern vom Beqinn
bis zur R•• lialerunq,

eine Planunq, die den Spielraum für Individualität bei der
Einzelbebauunq 1m Rahmen einer harmonischen Gesa~tschau si­
chert,

verstärkte Durchführunq oCCener Wettbewerbe für Öffentliche
und stidtebaulich bedeutsame Bauvorhaben.

3. Lebendiqkeit der Stidte

Die strenqe Trennunq der Funktionen Wohnen, Arbeiten. Bi Idunq ,
Freizeit und Einkaufen, die in der Verqanqenheit zur abendlichen
und nächtlichen Verödunq der Innenstidte, zur Bildunq von
Schlafstadten und zum Entstehen von Einkaufsbereichen auf der
qrünen Wiese beiqetraqen haben, darf nicht fortqeführt werden.
Vielmehr ist wieder eine enqere Verflechtunq dieser verschiede·
nen Funktionen und Strukturen anzustreben. Die Reqelunq über La·
denschlußzeiten wird abqeschafft.

Vor Inanspruchnahme von unqenutzten Flächen aollten die Baulük­
ken und Induatriebrachen in den Innenatadten bebaut werden. Die
eemeinden sollten qrößeren Wert auf die Schaffunq und tnstand·
eetzunq von fu81lufiqen Verbindunqen leqen. Der Verödunq der In·
nenstidte sollte auch durch die Schaffunq freier architektoni.ch
qest.lteter Plltze und Beqrilnunq entqeqenqewirkt werden.

4. Liberale Wohnunqspolitik

Der Wohnunqsa8rkt in Deutschland war und ist von Einqriffen de.
Staates zu stark qepräqt. Obwohl private Investoren über 80 %
der Wohnunqen errichten, werden Probleme am ·Wohnunqsmarkt· zu
hiufiq als rein politische Autqabe verstanden.

Der Manqel an prelaqünstiqen. fUr WohnunqsBuchende mit normalem
Einkommen bezahlbaren Wohnunqen, beBonders in Ballunqsriumen,
hat verschiedene GrUnde. Oieae lieQen in den stlndiq zunehmenden
Einwohner- und Hauehaltazahlen, im Nachdrinqen der Qeburtenatir·
keren Jahrqänqe auf den Wohnunq8markt und den wachaenden Quali­
tli.teaneprUchen an das Wohnen. Die manqelnde Bereitschaft vieler
Gemeinden, neue FliChen zur Bebauunq auszuweisen und Nachver-
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dichtung zuzul&Bsen, trägt entscheidend zU steigenden Bauland­
preisen, zu Knappheit an Wohnungen und höheren Mieten bei!

Auch in der Wohnunqspolitik 1st nur der freiheitliche, markt­
wirtschaftliche Weg geeignet, für eine ausreichende Versorgung
der Bevölkerung mit Wohnraum zU anqemea8enen Preisen und Quali­
tät zu sorgen.

Wenn ein Markt nicht im Gleichgewicht ist, muß alles getan wer­
den, damit sich Marktkräfte, insbesondere ZUr Vergrößerung des
Angebots, entfalten können. Staatliche Eingriffe führen zumeist
nur zu scheinbaren, vorübergehenden Hilfen, letztlich aber zu
einer bloßen Verteilung des Mangels. Dirigismus schafft lanqfri­
stig mehr Probleme. als er kurzfristig löst. Nur dort, wo der
einzelne sich nicht selbst zu helfen vermaq oder wo bestimmte
Gruppierunqen den Markt so nachhaltig dominieren, daß eine aua­
reichende Versorqunq nicht mehr zu qewährleisten ist, darf und
muß der Staat einqreifen.

Liberale Wohnunqspolitik heißt also: Vertrauen in die Wachstums­
kräfte freier Märkte, heißt: Aufbrechen verkruateter Strukturen,
Anreize zur Eiqeninitiative und - wo qeboten - soziale Korrektu­
ren für Menschen mit qerinqem Einkommen.

Deshalb fordert die F.D.P.

Neues Bauland schaffen

Gemeinden, Land und Bund müssen in einer koordinierten Aktion
Maßnahmen erqreifen, um sehr kurzfristiq eine qrößere Menqe von
Bauflächen auszuweisen.

Bei der so verstandenen "Gemeinschaftsaufqabe Wohnunqsbau" sind
im Rahmen der Landes- und Reqionalplanung verbindliche Richtwer­
te zur Baulandausweisunq vorzuqeben (sowohl vom Umfang insqesamt
als auch im Verhältnis zwischen Gewerbe und Wohnen).

Der Baulandauaweisunq muß dabei im Rahmen einer sozialen und
ökoloqischen Gesamtverantwortung größeres Gewicht beigemessen
werden.

Vorhandene Bauflächen besser nutzen

Sehr bedeutsam ist eine behutsame Nachverdichtung durch Nut­
zunqserhöhung, Dachqeschoßausbau u. ä. in schon bestehenden
Wohnqebieten. Baulückenschließunqen können durch Abbau bürokra­
tischer und planerischer Hemmnisse und Einsatz von Fördermitteln
erleiChtert werden. Die Kommunen werden aufgefordert, die im
Baugesetzbuch bereits anqeleqte MÖQlichkeit der entschädiqunqs­
losen Aufhebunq von Baurecht bei Nichtausnutzunq innerhalb von
sieben Jahren besser als bisher zu nutzen.

Durch eine Flexibilisierunq bei der Grundsteuer (höhere Hebesät­
ze bei unbebauten Grundstücken mit Baurecht, sog. zoniertes Sat­
zungsrechtj kann der Druck zur Nutzunq von Baurecht verstärkt
werden. Eine bessere Nutzunq von Neubauflächen durch neue Sied­
lungsstrukturen mit gerinqerer Versieqelunqsdichte, phantasie-
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volleren Bauformen und besserer Ausnutzung vorhandener Infra­
struktureinrichtungen sollte gezielt gefördert werden.

Bauburokratie bekämpfen

Die F.D.P. befürwortet die Einführung des Bauanzeigeverfahrens
bei Ein- und Zweifamilienhäusern, deren Umbsuten und Erweiterun­
gen. Eine entsprechende Baugenehmigung gilt als erteilt, wenn
nicht innerhalb einer bestimmten Frist Einapruch erhoben wird.
Bei allen übrigen Vorhaben soll durch die Verlagerung von Ent­
scheidungen auf die Ebene der Gemeinden, z. B. beim Ausbau von
Dachgeschossen für eine Wohnnutzung, bei der Reduzierung der ge­
setzlich vorgesehenen Anzahl von Stellplätzen oder bei der Fas­
sadengestaltung und Energiesparmaßnahmen, der Wohnungsbau be­
schleunigt werden.

Die Berücksichtigung der Träger öffentlicher Belange ist zu ver­
einfachen, durch eine Acht-Wochen-Frist einerseits zur Bearbei­
tung und Stellungnahme durch die Träger öffentlicher Belange,
andererseits für die Übergeordnete Baubehörde. Nach Ablauf die­
ser Frist erlischt das Einspruchsrecht. Eine gesetzliche Scha­
denersatzpflicht bei Verzögerungen von Baugenehmigungen ist ein­
zuführen. Die Vermutung schuldhafter Verzögerung liegt vor, wenn
ein planungsgerechter Bauantrag nicht binnen sechs Monaten ent­
schieden ist.

Vorschriften über die Qualität der Ausstattung von Mietwohnungen
sind auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Die zum Teil überzogenen
bautechnischen Anforderungen sind zu entrümpeln mit dem Ziel,
das Bauen billiger zu machen.

Wohneigentum fördern

Für die F.D.P. ist möglichst breit gestreutes Privateigentum an
Wohnraum gesellschaftspolitisch wünschenswert. Eine mögliche
Förderung im Wege eines Investitionszuschusses bei Neubauten an
Stelle der derzeitigen steuerlichen Berücksichtigung soll über­
prüft werden. Dringend erforderlich ist die verstärkte Förderung
des Wohnungsneubaues (z. B. durch Berücksichtigung von Schuld­
zinsen) zu Lasten der von Bestandswohnungen.

Soziale Wohnungspolitik gestalten

Der Öffentlich geförderte Wohnungsbau der Vergangenheit hat
enorme Mittel verbraucht, ohne auf Dauer den sozial Schwachen zu
helfen. Die vorhandenen Mittel müssen deshalb geZielt eingesetzt
werden. Um eine gezielte Förderung zu erreichen, hat die Förde­
rung des Mieters (Subjektförderung) eindeutigen Vorrang gegen­
über der Förderung des Wohnraums (Objektförderung).

Dss Wohngeldgesetz ist zu reformieren, in dem die individuelle
Mietbelastungsquote neben anderen Kriterien für die Bemessung
des Wohngeldes ausdrücklich aufgenommen wird. Die Gemeinden kön­
nen zusätzlich bei Bedarf ein kommunales Wohngeld einführen.

Die Fehlbelegungsabqabe für den Altbestand soll bundesweit ein­
geführt und stufenweise bis zur Höhe der Differenz Zur ortsübli-
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chen Vergleichsmiete gesteigert werden. Bei der Fehlbelegungssb­
gabe sind ~usät~lich die Vermöqensverhältnisse (~. B. auch Wohn­
eigentum ~u Verkehrswerten) zu berücksichtigen. Das erhöhte AuC­
kommen ist dann den Kommunen zur Verbessenmg der Wohnungs für­
sorge ~ur VerCügung zu stellen.

Die Freimachung einer zu groß gewordenen So~ialwohnung soll
durch die Bereitstellung einer kleineren So~ialwohnung erreicht
werden.

ÖCCentlich geförderter Wohnungsbau kann nur für die untersten
EinkommenSSChiChten Wohnraum bereitstellen. Hierfür ist ein
Grundbestand von der Kommune belegbaren Sozialwohnungen nötig.

Der Neubau von Sozialwohnungen solle aus Kostengründen nicht
mehr über den ersten Förderweg erfolgen. Daher sind die Mittel
zugunsten des dritten Förderweges umzuschichten.

Zusätzlich bedarf es der Weiterentwicklung des dritten Förder­
wega (~. B. Fellbacher Modell) und deren AuCnahme in die staat­
liche Be~uschussung. Im öffentlich geCörderten Wohnungsbau ist
besonders die Effizienz der Verwaltung der wohnungen zu überprü­
Cen. Hierbei muß eventuell auch die Ver9abe der Verwaltung an
Private b~w. Anmietung von Sozialwohnungen durch die öffentliche
Hand von privaten Investoren in Erwä9ung gezogen werden.

Bei der Privatisierung des Wohnunoseioentums in den neuen Bun­
desländern ist daCür Sorge zu traoen, daß eine breite Streuung
des Eigentums in der Bevölkerung erreicht wird.

Die Nachfolgeorganisation im Kommunalen Wohnungsbau und die Woh­
nun9sbaugenossenschaften in den neuen Bundesländern müssen in
die Lage verset~t werden, Modernisierungen und Instandsetzunoen
auch als Eioentümer des Grund und Bodens durchCühren zu können.
Zur BeschleuniounO der Vermöoenszuordnun9 im Wohnunosbestand
wird empfohlen, neben den Katasterämtern der Länder, den beste­
henden Vermessunosämtern in den Städten die Vermessunosarbeiten
~u übertraoen und verstärkt öCCentlich bestellte Vermessungs-ln­
oenieure einzubeziehen. Eine personelle Aufstockuno in den Ober­
Cinanzdirektionen und der THA Kommunalvermöoen ist zwinoend er­
forderlich.

Zur Sicherung einer efCektiven kommunalen WohnunosbewirtschaC­
tung in den neuen BundeSländern ist es erCorderlich, die Altkre­
dite aus der Wohnunoswirtschaft der ehemaligen DDR auf Bund,
Länder und WohnunOsbauOesellschaftenj-genossen5chaften 50 aufzu­
teilen, daß fUr die letztgenannten eine Kappungsgrenze von DM
300jqm nicht überschritten wird. Das Gewähren der KappunosOrenze
oegenüber den kommunalen Gesellschaften ist jedoch mit der Auf­
lage ~u verbinden, kommunalen Wohnraum kauf interessierten Mie­
tern ~um Erwerb anzubieten. Das der~eitige Schuldendienstmorato­
rium ist über den 31. Dezember 1996 hinaus nicht zu verlängern,
weil eine Zuweiaung der Altschulden wie o. g. dies erübrigt.
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4. Vorrang für Moderni~ierung, Sanierung und Denkmalpflege

Das Zusammenleben der Menschen wird wesentlich bestimmt durch
gewachsene Bau- und Sozialstrukturen, die sich gegenseitig be­
dingen. Zerstören gewachsener Bausubstanz bedeutet zumeist auch
Zer~törung gewachsener sozialer Strukturen. Deshalb sollen Er­
haltung. Modernisierung und Sanierung bei erhaltenswerter Bau­
substanz Vorrang haben gegenüber der Schaffung neuer Wohnviertel
und großer Einkaufs- und "sauberer" Arbeitsstätten "auf der grü­
nen Wiese".

Die Erhaltung, Sanierung und Verbe~serung von Plätzen, Wohnun­
gen, Milieugebieten und ganzen Stadt- und Ortsbereichen ist ein
bedeutender Teil zur Schaffung einer inneren Verbindung des Be­
wohners zu seinem Umfeld. Historisch wertvolle Baudenkmäler sol­
len dem besonderen Schutz des DenkmalSChutzes zugeführt werden.
Auch sie bringen die besondere kulturelle Eigenart der Stadt zum
Ausdruck und bestimmen den Grad der Zuneigung des dort lebenden
Men~chen zu seiner Gemeinde.

Geeignete technische KUlturdenkmäler sind als Verbindungsglieder
zwischen moderner Zivilisation und ihrem industriellen Ursprung
exemplarisch zu erhalten.

Die Innenstädte sind aus wirtschaftlichen, sozialen und kultu­
rellen Gesichtspunkten attraktiver zu gestalten. Sterile FUßgän­
gerzonen sollten vermieden werden.

Um die Innenstädte freier Vom Autoverkehr und den damit verbun­
denen Abqasen zu halten, ist ein verstärktes Angebot von Park­
plätzen/ -häusern in den äußeren Bereichen vorzusehen sowie eine
bessere Aus~tattung mit Park-and-Ride-Systemen.

6. Mehrfachnutzung öffentlicher Gebäude

Öffentliche und öffentlich geförderte Einrichtungen und Gebäude
sind, gemessen an ihren hohen Investition~kosten, oft unzurei­
chend genutzt. Aus diesem Grund sollten öffentliche Gebäude für
Mehrfachnutzungen insbesondere kultureller Art, z.B. in Abend­
stunden oder am Wochenende, einqesetzt werden. Derartige Aufla­
gen könnte man bei der öffentlichen Förderung privater Einrich­
tungen und Gebäude mit aufnehmen.

Anstelle kostspieliger Neubauten Sind vorhandene Einrichtungen
zu erhalten und zu ergänzen, anderen Funktionen zu öffnen und
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen im Sinne einer Mehrfach·
nutzung zugänglich zu machen.

7. Verkehrsplanung

Die Zu~ammenhänge und gegenseitigen Abhängigkeiten von Verkehrs­
planung und gemeindlicher Entwicklungspolitik sind stärker zu
beachten. Daher gilt:
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Die qemeindliche Verkehrsplanung muß als Teil der Entwicklungs­
planunq betrieben werden. Private und öffentliche Verkehrsmittel
müssen sich insoweit erqän~en, als möqlichst die Benut~unq eines
Krsftfahr~euqes mit nur einer Person vermieden werden sollte.
Insoweit sind phantasievolle Stadt-Verkehrskon~epteerforder~

lich. Die öffentlichen Nahverkehrsmittel, insbesondere für den
Berufsverkehr, müssen im Zusammenwirken von Gemeinden, Arbeitge­
bern und Arbeitnehmern sowie privat orqanisierten Verkehrsträ­
qern möqlichst effektiv qenut~t werden.

In den qroßen Städten und Verdichtunqsräumen muß der öffentliche
Personennahverkehr (ÖPNV) Vorranq vor dem Individualverkehr er­
halten. Zwischen Stadt und Umland sind Tarif- und Verkehrsqe­
meinschaften b~w. -verbünde an~ustreben. Das Rückqrat des ÖPNV
aoll der achienenqebundene Nahverkehr werden.

Der öffentliche Peraonennahverkehr im ländlichen Raum muß im
Sinne der anqestrebten Daseinsvorsorqe kreative Anqebote an den
Bürqer machen. Hier haben insbesondere alternative Bedienunqs­
formen (Ruftaxi, Sammeltaxi, Bürqerbus) vorranqiq in privater
Reqie eine 8edeutunq. Eine Beauftraqunq Privater in diesem Be­
reich muß ausqebaut werden. Ideenwettbewerbe können in diesem
achwieriqen Bereich ~u neuen Denkanstößen führen.

Die Gemeinden sind aufqerufen, ein qut ausqebautes, sicheres
Radwegenet~ ~u schaffen, das sowohl der Schulweqsicherunq als
auch dem körperlichen Wohlbefinden dient. Schließlich sind gut
ausgebaute und bepflan~te Wege für Jogginq, Laufen und Spa~ie­

renqehen ein~urichten.

8. Entlastung vom Durchqangsverkehr

Die Kernbereiche von Städten und Gemeinden sowie insbesondere
Wohnbereiche sollten durch verkehrsberuhiqende Maßnahmen vom
Durchqanqsverkehr entlastet werden, deshalb aind mehr Ortsumge­
hunqen notwendiq. Ruhe- und Erholunqsplät~e sowie -gebiete sind
vor Verkehrsbelastunqen ~u schüt~en.

V. Kommunale Kulturpolitik

1. Kulturförderung als Pflichtaufqabe

Liberale Kulturpolitik dient der Entfaltunq schöpferischer Kräf­
te des individuellen und gemeinsamen Handeins. Die Menschen mÜS­
sen sich in ihrer eiqenen Kultur wohl fühlen und sich über sie
identifi~ieren können.

Kultur und Künste sind wichtiq für die Selbstverwirklichunq des
Ein~elnen. Sie fördern die Humanisierunq der Gesellschaft. Sie
haben wesentliche Bedeutung im Alltaqsleben der Bürqer.

Kulturpolitik ist ein wichtiqer Bestandteil liberaler Gesell­
schaftspolitik, deshalb haben Kultur und Künste kein elitärea
Sonderdasein, sondern dienen allen Bevölkerungsschichten. Kul-
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turförderunq ist deshalb eine kommunale Pflichtaufqabe. Der Kul­
tur kommt der qleiche Stellenwert wie anderen Feldern der Ge­
seilschaftspolitik zu. Die kulturelle Zusammenarbeit eines Rau­
mes/einer Reqion ist anzustreben.

2. Kulturförderunq ohne Ideoloqie

Liberale lehnen Bevormundunq und zensierende Einqriffe in das
kommunale Kunst- und Kulturleben ab. Kulturpolitik muß offen
sein für neue Ideen, auch wenn sie anfanqs nicht populär sind.

Liberale wollen auch in der kommunalen Kulturpolitik Vielfalt,
Offenheit und Wettbewerb durchsetzen. Sie treten der Tendenz
entqeqen, Kulturförderunq auf kommunaler Ebene nach parteipoli­
tischen oder ideoloqischen Präferenzen zU betreiben und damit
für die Durchsetzunq einer bestimmten Form von Kultur zu miß­
brauchen.

In der Kulturarbeit ist dem Projektmanaqement stärker Vorranq zu
qeben, vor der Verwaltunq von Kultur. Das ehrenamtliche Enqaqe­
ment in der qesamten Kulturarbeit ist zu stärken. Die Zusammen­
arbeit mit Sponsoren wird eine immer wichtiqere Aufqabe.

3. Kulturerziehunq

Kulturerziehunq beqinnt im Elternhaus und setzt sich in Kinder­
qarten und Schule fort. Beqeqnunqen zwischen Künstlern und Kin­
dern sind zu fördern. Das Prinzip "learninq by doinq" ist in al­
len künstlerischen Aktivitäten anzuwenden. Dazu qehören:

Pausenhofqestaltunq
Schultheater
Literatur, Leseförderunq ebenso wie
Kunst im öffentlichen Raum, z.B. öPNV, Rathaus-Foyers
Kunst in Altersheimen und Krankenhäusern.

4. Vielfalt des kulturellen Anqebots

Kommunale Kulturpolitik muß Pluralität qewährleisten. Sie ent­
scheidet siCh

für Kunst, die hilft, eiqene Phantasie, Ausdrucks- und Kom­
munikationsmöqlichkeiten zu entwickeln,
für Kunst, die dazu beiträqt, neue Seh-, Hör- und Denkwei­
Ben zu entwickeln, zu lernen und zu bilden,
für Kunst, die dazu beiträqt, die Umwelt in unseren Städten
menschlicher und erlebenswert zu qestalten.

Kommunale Kulturpolitik muß den Zuqanq und die aktive Teilhabe
am kulturellen Leben für alle Bürqer erleichtern. Vielfach noch
vorhandene Schwellenänqste sollen abgebaut werden.

Hierzu bedarf es eines vielfältiqen kulturellen Anqebots sowie
pädaqoqischer Anstrenqunqen im Kinderqartenbereich, im Schulbe-
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reich, in der Erwachsenenbildunq, in der aUßerschulischen Ju­
qendbildunq und bei kulturellen Einrichtungen unter Mitwirkunq
von Künstlern.

In den Gemeinden soll ein möglichst vielseitiges kulturelles Le­
ben entstehen. Hierzu bedarf es einer gezielten Förderunq öf­
fentlicher und privater Einrichtunqen. Insbesondere das Entste­
hen und die Vermittlung neuer Kunstformen sind eine wichtiqe
Aufqabe kommunaler Kulturpolitik.

In vielen Gemeinden besteht noch Nachholbedarf in folqenden Be­
reichen:

Aufbau eines flächendeckenden Netzes von Musikschulen, ver­
gleichbsr den Volkahochschulen,
besondere Berücksichtiqung der Bereiche bildende Kunst,
Theater, Literatur und Film im Programm der Volkshochschu­
len,
Schaffung eines ausreichenden Angebotes an Obungsräumen für
freie kreative Betätiqunq,
ein erweitertes Angebot zur Kommunikation mit der Kunst in
Theatern durch Theaterqespräche, in Museen durch didaktisch
aufbereitete Ausstellunqen und Führungen, im Musikbereich
durch Gesprächskonzerte,
die besondere ideelle und materielle Förderunq der örtli­
chen Heimat-, Brauchtums- und Kulturvereine (Volkstanz,
Heimatbühnen, Trachten usw.).

5. Offenheit der kulturellen Einrichtungen

Um Begegnungen mit dem Bürger zu erleichtern, sollte beim Bau
und bei der Ausgestaltung von Museen, Bibliotheken, Archiven und
Akademien mehr als bisher auf eine Offenheit des Zugangs und
vielfältige Nutzungsmöglichkeiten qeachtet werden.

1). Museen

Vorhandene Museen als KUltur- und Bildungsstätten müssen durch
Mehrzwecknutzunq und Vielfalt des Anqebots optimal genutzt wer­
den und damit einen pädaqoqischen Auftraq erfüllen.

In den Städten sollen museumspädagogische Dienste aufqebaut bzw.
erweitert werden. Es sind Unterrichtsprogramme für Kindergärten,
Schulen und für Erwachsene zu erstellen.

7. Uberörtliche Kultureinrichtunqen

Kommunale Schauspielhäuser, Theaterensembles, Musiktheater und
Orchester sollten auf überörtlicher Basis und mit finanzieller
Unterstützung des Landes betrieben werden. Um Qualität und Ren­
tabilität der Einrichtungen zu verbessern, sind die Einzugsbe­
reiche sinnvoll zu erweitern und Kooperationsmodelle zwischen
den Trägern zu entwickeln.
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Zur Unterstützung der Kulturpolitik kleinerer Gemeinden ist von
den Ländern zu verlangen, daß staatliche Kultureinrichtungen
nicht nur in den Landeshauptstädten und wenigen Großstädten an­
geboten werden. Staatliche kulturelle Einrichtungen sollen ge­
halten sein, auf Tournee zu gehen.

8. Kulturförderung, eine gesellschaftspolitische Aufgabe nicht
nur der öffentlichen Hand

Der Stellenwert der Kultur in der Gesellschaftspolitik erfordert
eine angemessene finanzielle Ausstattung. Bei Einsparungen darf
der Kulturetat keinesfalls überproportinal betroffen sein.
Trotzdem wird es unumgänglich sein noch weitere Finanzierungs­
quellen, insbesondere für Projekte, Sonderveranstaltungen oder
auch z.B. innovative Vorhaben zu erschließen. Liberale Kulturpo­
litik setzt auf Sponsoren aus der Wirtschaft, private Mäzene,
Fördervereine und Stiftungen.
Engagment für die Kultur kann sich nicht im Konsum erschöpfen.
Aktive Mitwirkung umfaßt auch die finanzielle Seite. Je größer
die Vielfalt unter den Finanzierungen, desto größer auch die
Chance eines breiten Angebots an den Projekten und Institutionen
im kulturellen Bereich.

9. Künstlerische Gestaltung des Wohngebietes

Die Bürger sollen ihr Wohngebiet künstlerisch mitgestalten kön­
nen. Ein stimulierendes kulturelles Milieu soll Menschen zu ei­
genen Aktivitäten und Formfindungen ermuntern. Konkret bedeutet
das beispielsweise: Bürger und Künstler oder Kunsthandwerker ge­
stalten in gemeinsamer Vorplanung und praktischer Durchführung
einen Spiel- und Begegnungsort. Oder sie gestalten gemeinsam ein
für ihren Bereich charakteristisches Objekt.

10. Kulturelle Aktivitäten der Jugend

Besonders für Jugendliche müssen Möglichkeiten für ihnen gemäße
kulturelle Aktivitäten (z.B. Pop-, Rock- und Folkkonzerte) ge­
schaffen und gefördert werden.

Die Jugendlichen müssen Gelegenheit haben, eigene Vorstellungen
des Kulturangebots zu verwirklichen. Geld-, Raum- und behördli­
che Verfahrensfragen müssen mit ihnen gemeinsam gelöst werden.
Die Gewalt sozialer Randgruppen hat vor allem auch mit fehlender
kultureller Identität zu tun.

11. Städte- und Gemeindepartnerschaften

Die Kommunen werden aufgefordert, verstärkt Partnerschaften mit
osteuropäischen Gemeinden einzugehen mit dem Ziel, zwischen­
menschliche Beziehungen herzustellen, um so einen Beitrag zur
politischen Stabilisierung in diesen Ländern zu leisten.
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VI. Kommunale Politik für Freizeit, Erholung und Sport

1. Sport und aktive Freizeit als Ausgleich zur Arbeitswelt

Sport und aktives Freizeitverhalten sind zu einem Faktor gewor­
den, der das Tagesgeschehen einer immer weiter wachsenden Anzahl
von Menschen aktiv oder passiv mitbestimmt. Die Entwicklung und
der Erhalt von körperlicher Gesundheit und geistiger Kreativität
als Mittel zur Selbstverwirklichung und als Gegengewicht zu Mo­
notonie und Verschleiß in der täglichen Arbeit stehen im Mittel­
punkt liberaler Kommunalpolitik in den Bereichen Freizeit, Erho­
lung und Sport.

2. Anlagen für Freizeit, Erholung und Sport

Umfang, Qualität und Ausstattung der kommunalen Sportstätten
müssen der wachsenden Bedeutung von Sport, Freizeit und Erholung
angepaßt werden. Die Anlagen sind in die Gesamtplanung der
Wohn-, Arbeits-, Verkehrs- und Versorgungsflächen einzubeziehen.
Der Sanierung und Modernisierung vorhandener Anlagen ist Vorrang
vor dem Neubau einzuräumen.

Anlagen, die überwiegend mit öffentlichen Mitteln errichtet wur­
den oder unterhalten werden, müssen für alle Bürger offen sein.
Alle Anlagen sollten Mehrfachnutzung, auch für Versehrtentrans·
port, Altensport und Nutzung durch Kinder ermöglichen.

In bestehende Grünanlagen gehören familiengerechte Freizeitanla­
gen.

Außenanlagen von Kindergärten und Grundschulen mÜSSen vorrangig
für eine sinnvolle Bewegungserziehung geplant und gebaut werden.
Wettkampfgerechte Anlagen gehören vor allem in den Sekundar­
bereich. SchUlhÖfe sind freizeitgerecht zu gestalten und in der
schulfreien Zeit freizugeben.

3. Vorrang für Eigeninitiative im Sport

Für Liberale hat Eigeninitiative auch im Sport Vorrang. Die För·
derung des Sports und der Freizeitaktivitäten durch die Gemein­
den hat demgemäß in erster Linie durch die Schaffung von günsti­
gen Rahmenbedingungen zu erfolgen. Eigene Sportprogramme aollen
die Gemeinden aber nur dann entwickeln, wenn das Angebot der
Vereine Versorgungs lücken offen läßt. Hierbei genießt die Förde­
rung des Breitensports Vorrang.

4. Sportvereine

Die Vereine sind die wichtigsten Träger des Freizeit-, Breiten­
und Spitzensports. Libersle Sportpolitik bedeutet Eintreten für
unabhängige Sportvereine, deren Eigeninitiative von den Kommunen
zu fördern ist. Die Förderung vereinseigener Sport- und Frei­
zeitstätten sollte vorrangig betrieben werden. Vereine, die ei-



~ 18 -

qene Sportanlaqen Nichtmitqliedern zur Verfüqunq stellen, soll­
ten besonders qefördert werden.
~ei der Planunq und Errichtunq kommunaler Sportstätten sowie bei
der Entwicklunq kommunaler Sportproqramme 8ind die Vereine zu
beteiliqen.

S. Schulsport

Der Schulsport 8011 Freude an der Bewequnq wecken. Daher 8011te
ein möglichst vielfältiges Sportanqebot im Mittelpunkt stehen.
Die F.D.P. setzt sich für eine bessere Kooperation zwiSChen
Schulsport und Vereinssport ein.

6. Freizeitsport

Freizeitanqebote müssen auch für Mitbürger anqeboten werden, die
nicht Vereinen anqehören. Die Errichtunq von mehr offenen Anla­
qen für Spiel, Sport und Freizeit sowie flexible öffnunqszeiten
bei anqemessener Berücksichtiqung der Vereinsarbeit sind die
Voraussetzunqen, um dem Anspruch der Bürqer qerecht zu werden.
Wo das Vereinsanqebot nicht ausreicht, ist die kommunale Koordi­
nierunq von Freizeit- und Sportanqeboten - auch mit informellen
Freizeitqruppen • durch die Kommunen vorzunehmen.

7. Koordinierunq der Sportanqebote

Innerhalb der Kommunen sollen Volkshochschulen, Schulen und Ver­
eine, die Sport~ und Freizeitanqebote vorhalten, eng zusammenar­
beiten.

Zur Koordinierunq der Sportanqebote und zur Wahrunq der Interes­
sen der sport treibenden Bilrqer sind Sportbeiräte einzurichten.

Kommerzielle Anbieter sind einzubeziehen.

8. Sport und Umwelt

Sport und Umwelt sind keine Geqensätze.
Die Beteiliqunq von Bürqern und Vereinen bei der Planunq von
Sport- und Freizeitanlaqen, eine ökoloqische und raumschonende
Bauweise bei Sanierunq und Neubau sowie die Verwendunq naturna­
her Materialien fördern die Akzeptanz beim Bürqer und helfen der
Umwelt.

VII. Kommunale Schul- und Bildunqspolitik

1. Liberale Grundwerte

Libersle Schul- und Bildunqspolitik strebt nach Demokratie, To­
leranz und Chancenqlelchheit.



- 19 -

Schule und Schultraqer fördern das Verständnis für demokratische
Entscheidunsprozesse auf allen Ebenen des politischen Lebens.
Toleranz ist nicht nur das Verständnis für den Menschen gleicher
Volkszuqehöriqkeit. Der Schulträqer unterstützt deshalb die päd­
aqoqischen Bemühunqen um das friedliche Miteinander Von MenSChen
verschiedener Herkunft, Sprache und Kultur. Die Landes-, Kreis­
und Stadtbildsteilen haben Unterrichtamaterial vorzuhalten für
eine interkulturelle Erziehunq!l- und Bi ldunq!larbei t.

Zur Chancenqleichheit qehört ein vielfältiqes bedarfsorientier­
tes schulisches Anqebot, das auf lernbehinderte und normal be­
qabte Schüler in qleicher Weise Rücksicht nimmt wie auf Hochbe­
gabte. Die Förderunq privater Schulen ist derjeniqen öffentli­
cher Schulen anzunähern.

Liberale Schulpolitik tritt dafür ein, die Eiqenverantwortunq
der SchUlen zu stärken durch Einbindung von Eltern, Lehrerkolle­
gium und Schülern in den Willensbildunqsprozeß der Schulen und
eine dezentrale Bewirtachaftunq der !lächllchen Hauahaltsmittel.

Die Schulen aollen sich hin zU den Gemeinden, Orts- und Stadt­
teilen öffnen. Nach der Schulzeit sollen die Schulen Raum für
Vereine, Initiativen, Parteien und Vereine bieten.

2. Entwicklunqaplanunq

Aufqrund der Veränderunqen der BevölkerunqsentWicklunq und
Struktur gewinnt Planunq in allen Bildunqsbereichen zunehmend an
Bedeutunq.

Städte und Kreise haben daher lanqfristiqe Entwicklungspläne für
Kindergärten, Schulen und aUßerachulische Bildungsstätten sowie
für Einrichtunqen der Weiterbildunq aufzustellen und laufend
fortzuschreiben. Dabei sind auch freie und private Träqer für
Kinderqärten und Schulen qleichberechtiqt zu berücksichtiqen.
Diese Pläne sind Bestandteil der allqemeinen kommunalen Entwick­
lunqsplanunq.

3. Erhaltunq vorhandener Grundschulen

Der Erhalt eines ortsnahen, möqlichst vielfältiqen Schulangebo­
tes muß vor allem in ländlichen Reqionen aicherqestellt werden.
Dabei sind Orqanisations-und Strukturfraqen sowie Lehrerinteres­
sen von nachrangiger Bedeutunq qeqenüber der pädagogischen För­
derunq von Kindern. Deshalb sind unterschiedliche Orqanisations­
modelle von gegliederten Systemen bis zu integrationssyatemen
denkbar. Die konkreten Entscheidunqen treffen die Länder in Ko­
operation mit den jeweiliqen Schulträgern.
Ziel liberaler Schulpolitik ist die Schaffung bzw. Erhaltung ei­
nes möglich!lt breit qefächerten Bildungsangebotes in der Region.
Der faire Wettbewerb zwischen den verschiedenen Schulen ist zu
fördern. Oberzoqene staatliche Eingriffe in die Gestaltunq der
reqionalen Schullandschart sind abzubauen. Das Gestaltunqsrecht
des Staates muß qegen das Recht der Eltern auf freie Wahl der
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Bildunqsweqe ihrer Kinder abqewoqen und eher zurückhaltend ge­
handhabt werden.

4. Sicherung des Bestandes unterschiedlicher Schul formen

Unterschiedliche Schul formen - auch in privater Träqerschaft
sind in ihrem Bestand zu fördern, Mammutschulen zu vermeiden.
RUckläufiqe SchUlerzahlen bieten die Chsnce, diese Schulen auf
eine normale GröBe zurückzuführen. Einzügige Schulen in der
Sekundarstufe I sollen Ausnahmen bleiben. Die F.D.P. befürwortet
eine öffnunq der Schulen fUr das qemeindliche Umfeld, insbeson­
dere bei sportlichen, kulturellen Aktivitäten und außerunter­
richtlicher Betreuunq der Kinder am Nachmittag sowie umgekehrt
die Nutzunq von Schulqebäuden für nichtschulische Zwecke.

Allgemeine und berufliche Bildung sind gleichermaßen traqende
Pfeiler unseres Bildunqssystems. Deshalb sind berufsbildende
Schulen mit finanziellen und sächlichen Mitteln qleichwertiq
auszustatten. Die F.D.P. lehnt die Privileqierunq einzelner
Schulformen aus ideoloqischen Gründen ebenso ab wie ihre Benach­
teiliqunq, wie sie z.B. durch Ausstattunq nur qanz bestimmter
Schulformen als Ganztaqsschulen eintreten kann.

Das duale Ausbildunqssystem im beruflichen Schulwesen ist ein
unverzichtbares Mittel, Deutschland als attraktiven wirtschafts­
standort zu sichern. Es muß deshalb auch im vereinten Europa er­
halten bleiben. Die F.D.P. fordert darüber hinaus Zusatzanqebote
an beruflichen Schulen für besonders vorqebildete oder beqabte
Schüler, die einen vertieften oder beschleunigten BerufsabschluB
ermÖqlichen.

S. weiterbildunq

Die Arbeitslosiqkeit inSbesondere junger Menschen beruht in er­
ster Linie auf dem Fehlen eines Schulabschlusses bzw. einer be­
ruflichen Q1.lalifikation. Deshalb sind in den Volkshochschulen
die Fachbereiche "nachqeholte Schulabschlüsse und berufsbezogene
Weiterbildunq" verstärkt auszubauen, in Abstimmung mit den Kam­
mern, Arbeitsämtern und anderen weiterbildunqsträgern.

Die technische Ausstattunq der berUflichen Schulen ist verstärkt
für berufsbe>;ogene Weiterbildunq zu nutzen.

Die Volkshochschulen sollen in der Proqrammgestaltunq auch stär­
ker auf das qewachsene Interesse und die speziellen Wünsche der
älteren Mitbürqerinnen und Mitbürqer einqehen sowie auf Veran­
staltunqswünsche von Frauen zur Erleichterung des Wiederein­
stieqs in das Berufsleben. Die Träqer haben für ihre Leistungen
einen marktqerechten Preis zu erheben.
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6. Austausch zwischen Wissenschaft und P~axis

G~oßstädte - insbesonde~e Unive~sitätsstädte - sollten im tech­
noloqischen Be~eich den Austausch von Fo~schunqse~qebnissenund
E~fah~unqen fö~de~n.

Sie aollen fü~ ih~e eiqene Entwicklunqsplanunq den Sachve~stand

de~ Hochschulen intensive~ nutzen.

VIII. Sozialpolitik vor Ort

1. Grundsätze de~ kommunalen Soziala~beit

Aus libe~ale~ Sicht haben die Kommunen im Be~eich der qesamten
Sozialarbeit die Aufqabe, denjeniqen beim Erreichen ihrer
Selbstbestimmunq und individuellen Entfaltunq zu helfen, die we­
gen ihrer Herkunft, Bi ldunq , Lebensumstände, weqen ihrer Behin­
derunq, ih~er Juqend oder ihres Alters zu~ Selbsthilfe nicht
oder nur bedinqt in der Laqe sind.

Die Probleme und Bedürfnisse dieser Menschen müssen in allen Be­
reichen der Kommunalpolitik berücksichtiqt werden und die Kommu­
nen haben die Aufqabe, die Mitve~antwortunq aller Bürqe~ dafür
zu fördern.

Den freien Träqern und Selbsthilfeqruppen ist für ihr vielfälti­
qes Enqaqement Raum zu qeben bzw. zu lassen. 1m Falle einer För­
derung ist diese reqelmäßig zu überprüfen.

Die Sozialpolitik in den Kommunen wird zunehmend zu einem Repa­
raturbetrieb. Durch die Fülle der Bundes- und Landesqesetze, die
die Kommunen zU Leistunqen verpflichten, ohne sie finanziell da­
für auszustatten, gelinqt es immer weniqer präventiv, qanzheit~

lich und qemeinweseno~ientierttätiq zu werden.

Dies führt dazu, daß in den Kommunen die Sozialausqaben unauf­
hörlich steiqen, ohne daß damit dauerhaft Änderungen von Notla­
\len erreicht werden können.

Hier Abhilfe zu schaffen setzt nicht nur voraus, daß neue Lei­
stunqsqesetze auch eine entsprechende Finanzausstattunq zur Fol­
qe hätten, sondern auch, daß die Struktur des Haushalts- und
Personal rechts so qeändert werden, daß nicht nur in Haushalts­
jahreszeitraumen, sondern in Lebensjahrzehnten \lerechnet werden
kann.

Budqetierung der Finanz- und Personalmittel haben sich in der
Wirtschaft bewährt. Sie sollen auch auf die Verwaltunq übertra­
qen werden und hier der orqanisierten Unverantwortlichkeit und
dem strukturellen Mißbrauch öffentlicher Mittel ein Ende berei­
ten.
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2. Ko~unale Frauenpolitik

Die Umsetzunq der Gleichberechtiqunq vOn Frau und Mann ist für
Li-berale eine Selbstverständlichkeit.

In vielen Lebensbereichen iat die Lücke zwischen Anspruch und
Wirklichkeit in der Gleichstellunq von Frau und Mann kleiner qe­
worden, die vö11iqe Gleichberechtiqunq aber noch nicht erreicht.
Deshalb müssen bessere Voraussetzunqen zuqunsten von Frauen auf
allen Ebenen qeschaffen werden. Dazu qehören Frauenbeauftraqte
und/oder Gleichstellunqsausschüsse der Räte, um die Gleichbe­
rechtiqunq von Mann und Frau auf ko~unaler Ebene zu fördern.

Der wiedereinstieq in das Berufsleben nach Zeiten der Kinderer­
ziehunq soll erleichtert werden, qualifizierte Teilzeitarbeits­
platze sind vermehrt einzurichten; dabei muß der öffentliche
Dienst mit qutern Beispiel voranqehen.

Die Kommunen sollen qezie1te Hilfen in Fallen von Gewa1tanven­
dunq qeqen Frauen und Kinder anbieten. z.B. auch durch öffent­
lieh qeförderte Zuf1uehtahauser. In vielen Fallen wird es aue­
reiehen und preiswerten sein, die oewalttätioen Männer aus der
oemeinsamen Wohnunq zu entfernen und in liberoanqswohnheimen un­
terzubrinqen.

Gleichstellunos- und Frsuenpolitik kann nUr dann erfo10reich
sein, wenn such die einzelne Frau und der einzelne Mann sich ak­
tiv für die qleichberechtiqte Teilhabe an allen privaten, qe-
••11schaft1ichen und beruflichen Aufqaben enqaqieren.

J. freiriume und Einrichtunqen für Kinder

Besonders Kinder und junqe Menschen brauchen Freiraume, in denen
sie Selbstbestiamunq und Mitverantwortunq zur Entwicklunq ihrer
Persönlichkeit einilben können.

Dazu qehört die Umsetzunq des Anspruchs auf einen Kinderqarten­
platz.

Viele Kinder und Juqendliche können nicht in ihren familien auf­
wachsen. In diesen fällen soll die Heimerziehunq möq'l1chst ver­
.ieden werden. Es aind daher alle Anstrenqunqen zu unternehMen.
u. sine ausreichende Anzahl von Pfleqestellen in familien zu
finden.

Wichtiq sind Betreuunqaanqebote auch für Kinder im Schulalter.
So z.B. das Anqebot der "vollen Halbtaqsqrundsehule" und der
Ausbau der Ganztaqsbetreuunq.

Zur Verbeeserunq der Verkehrserziehunq von Kindern, Juqendlichen
und Erwachsenen wird auf die verstärkte Errichtunq von Verkehrs­
oärten al. Erlebnisbereich hinqewiesen.

Diese sollten durch Zurverfüqunqste11unq von qeeiqneten fliehen
durch die Kommunen qemeinsam mit Automobilclube oeachaffen wer­
den.
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4, Juqendarbeit

Juqendtreffs und Juqendfreizeitstätten haben eine wichtiqe sozi­
ale AufQaben, die eie nur erfüllen können, wenn das AnQebot
vielfältiQ. flexibel, jUQendQerecht und wohnortnah qestaltet
wird.

Besonders qefährdete JUQendliche, die auf herkömmliche AnQebote
einrichtunQsQebundener JUQendhilfe nicht (mehr) ansprechen, be­
dürfen neuer und wirksamer Hilfen durch die JUQendämter der Kom­
munen. Die Lebenssituation der Juqendlichen "auf der Straße"
soll durch eine Mobile Jyaendarbeit in unterschiedlichen Formen
verbessert werden, um so das Risiko zu vermindern, daß junQe
Menschen "aussteiQen". in die DroQenszene oder in Juoendsekten
"abtauchen" oder straffälliO werden.

Die Kommunen sind oefordert, mit Hilfe von Streetworkern und der
EinrichtunQ von JUQendtreffs unkonventionelle bildunQs- und
FreizeitanQebote zu schaffen. JUQendliche erhaiten so Treffpunk­
te und eine EinbindunQ in ein soziales Umfeld. Wenn sie zudem
bei der GestaltunQ mitwirken, lernen sie auch VerantwortunQ zu
übernehmen. Juoendarbeit sollte sich dabei an einen breiten
Kreis von JUQendlichen wenden, um zu verhindern, daß Qewaltbe­
reite ProblemQruppen sich ohne den Austausch mit anderen JUQend­
lichen selbst in ihrer Haltunq verstärken.

Auch beim Wohnunqsbau sind die Bedürfnisse junQer Menschen und
ihre finanzielle Situation zu berUcksichtiQen. d.h. preiswerter
Wohnraum muß auch fUr alternative Lebensformen zur VerfüqunQ
stehen, und es ist für Eiqentätiqkeit Freiraum zu lassen.

Ein wichtiQer Weq zur Sozialisation ist auch die frühzeitiqe Be­
teiliqunq Juqendlicher und Heranwachsender am Leben in den Ge­
meinwesen.

5. Behindertenqerechte EinrichtunQen

Die BelanQe der alten Bürqerinnen und Bürqer und der Behinderten
sollen stärker in die kommunale Politik einbeZOQen werden. Die
F.D.P. will eine alten- und behindertenqerechte Planunq (Wohnun­
qen, Straßen, öffentliche Gebäude, Verkehrsmittel). Dadurch wird
InteQration ermöQlicht und die Entstehunq von Ghettos verhin­
dert.

6. Senioren und Behindertenbeiräte

An der Pisnunq und OurchfUhrunq von kommunalen Maßnahmen, die
der Inteqration dienen sollen, insbesondere baulichen Maßnahmen,
sind Behinderte und alte Bürqer zu beteiliqen, z.B. durch Behin­
dertenbeiräte, in denen die Behindertenqruppen der Kommunen ver­
treten sind.
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7. Selbständige Lebensführung von alten und behinderten Bür­
gern

Älteren und behinderten Mitbürgern ist eine selbständiqe Lebens­
führung mit entsprechender Versorgung durch 'amilie, Nachbar­
schaft und ambulante Dienste solange wie möglich zu erhalten.
Deshalb ist die Schaffung von Altenwohnungen und Wohnraum für
Mehrgenerationenfamilien, die die 'amilienpflege von der Raum­
aufteilung und Größe her ermöglichen, auch durch steuerliche An­
reize ZU fördern.

8. Aktiv im Alter

Der Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerunq nimmt wei­
ter zu. Nach einem erfüllten Arbeitsleben sollte auch der Le­
bensabschnitt des Alters erfüllt sein von Aktivität und Lebens­
freude, von Partnerschaft und Gemeinsamkeit.

Die F.D.P. tritt für die Bildung von Seniorenbeiräten ein, um
auch alte Menschen an der Gestaltunq ihres Umfeldes teilhaben zU
Isssen.

Weitere Möqlichkeiten der Beteiliqunq: Senioren als Berater für
den öffentlichen Dienst und Partnerschaften zwischen Schulen und
Senioren.

9. Soziale Dienste, Sozialstationen

Die Versorqunq der Bevölkerunq mit medizinischen, psycholoqi­
sehen und aozialpädaqoqiachen Diensten ist zu verbessern.

Die Arbeit der Sozialstationen ist zu fördern. Die Kommunen be­
dürfen hierbei der Unterstützunq des Landes. Um die Anqebote al­
ler beteiliqten Träger zu koordinieren, sind Arbeitsqemeinachaf­
ten zu schaffen.

10. Obdachlosiqkeit

Obdachlosiqkeit hat eine Vielzahl von Ursachen: Verlust der Ar­
beit, Trennunq der Familie, Eigenbedarf des bisherigen Vermie­
ters, Sucht oder Krankheit. Entsprechend bedarf es vielfältiqer
Hilfen. Meistens reicht jedoch die bloße Versorqunq mit Wohnraum
nicht mehr aus. Vielmehr bedarf es abqestimmter Maßnahmen zur
Wiedereinqliederunq in die Lebensbereiche Arbeit und Nachbar­
schaft. Darüber hinaus sind qeeiqnete Instrumentarien zu entwik­
keIn, um Obdachlosiqkeit und Wohnunqslosiqkeit mÖQlichst zu ver­
meiden. wenigstens zu verkürzen.

Obdachlose sollten über eine Art Bürqschaft und Patenschaft an
eine Kommune qebunden werden.
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11. Kommunale Inteqrationspolitik für Aussiedler

Die Kommunen müssen klare Konzepte zur Inteqration von deutsch­
stämmiqen Aussiedlern beschließen, um einem Abkapseln dieser
Bürqer entqeqenzuwirken und ihnen den Weq in die Gemeinschaft
aller besser zu ebnen.

IX. Kommunale Gesundheitspolitik

1. Suchtprobleme

Alkohol-, Droqen- und andere Suchtprobleme, inebesondere bei Ju­
qendlichen, erfordern den enqaqierten Einsatz und die enqe Zu­
sammenarbeit von Gesundheitsämtern, Juqendämtern und von den
entsprechenden qemeinnütziqen Initiativen und Selbsthilfeqrup­
pen. Vorbeuqunq und Aufklärunq über die Gefahren der Sucht müs­
sen in der Schule beqinnen. In Kreisen, Städten und kreisfreien
Städten ist eine fachlich kompetente Sucht- und Droqenberatunq
durch den Einsatz von Ärzten, Psycholoqen und Sozialarbeitern
bereitzustellen.

2. Aids

Aids, eine der qrößten Gesundheitsqefahren unserer Zeit, bedarf
auf kommunaler Ebene auch der intensiven Bekämpfunq. Teams aus
Ärzten und Sozialarbeitern haben die Aufqabe, Aufklärunqskampa­
qnen und Betreuunqsmaßnahmen durchzuführen. Dabei ist die enqe
Zusammenarbeit mit privaten Initiativen und Selbsthilfeqruppen
erforderlich.

3. Gemeindenahe Psychiatrie

Zur Vermeidunq von wiederholten Krankenhauseinweisunqen und zur
besseren qesellschaftlichen und beruflichen Anqliederunq müssen
zusammen mit den psychiatrischen Krankenhäusern und den freien
Träqern qemeindenahe Einrichtunqen qeschaffen werden, wie z.B.:

Kriseninterventionsstationen an Allqemeinkrankenhäusern,
ambulante sozialpsychiatrische Dienste zur Beratunq und Be­
treuunq psychisch Kranker nach einem Krankenhausaufenthalt
oder auf Dauer,
unterschiedlich intensiv betreute Wohnqemeinschaften bzw.
Gruppen,
Taqeseinrichtunqen, vor allem für chronisch Kranke.

4. LebensmittelUberwachunq

Die Lebensmittelüberwachunq ist zu verstärken.

Die Zusammenarbeit der an der Lebenamittelüberwachunq beteiliq­
ten Lebensmittelchemiker, Ärzte und Tierärzte ist auf der Ebene
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der Kreise und kreisfreien Städte zu verbessern. Lebensmittel­
chemiker sind bei allen Kreisen und kreisfreien Städten einzu­
fÜhren. Die Kontrollen der Lebensmittelimporte sind zu verstär­
ken. Die Einhaltunq der Kennzeichnunqspflicht für Zusatzstoffe
ist besser zu überwachen.

x. Ko~un.le Ausländerpolitik

1. Ausqanqslaqe

Eine weltoffene und liberale Ausländerpolitik entspricht dem
wohlverstandenen Interesse der deutschen Kommunen. Ausländische
Mitburqer, die sich leqal in der Bundesrepublik Deutschland auf­
halten, haben einen Anspruch auf die qleichen Lebensbedinqunqen,
die fUr deutache Bilrqer selbstveratändlich sind.

Doch beqeqnet ihre Einqliederunq anqesichts des Zuwanderunqs­
drUcks aus Osteuropa und den Entwicklunqsländern wachsenden
Schwieriqkeiten. Dadurch hervorqerufene Änqste bilden den Nähr­
boden fur eine Fremdenfeindlichkeit, die sich bis zu Gewalttaten
steiqert.

Die Laqe in den neuen Bundesländern verleiht der Entwicklunq ei­
ne zusätzliche Brisanz.
Liberale Ausländerpolitik fordert daher von Bundes- und Landes­
qesetzqeber Reqelunqen, die den Bestand und den freien Entfal­
tunqsraum der Kommunen in ihren Zuständiqkeitsbereichen qewähr­
leisten und deren Vollzuq.

2. Zielsetzunq

Kommunale Ausländerpolitik umfaßt heute zunehmend Zuwanderunq,
Flüchtlinqs-und Asylpolitik. Ziel dieser Politik ist nicht nur
die einseitiqe Einqliederunq der aueliindiechen Bür<;ler in die
örtliche Gemeinschaft, sondern auch ihre Akzeptanz durch die
örtliche Bevölkerunq. lnteqrationsbereitachaft auf der einen und
AUfnahmebereitachaft auf der anderen Seite eind wesentliche Vor­
aussetzunqen eines harmonischen und friedlichen Miteinander.

3. Inte<;lrationsmaßnahmen

Die Inteqration der ausländischen Mitbür<;ler in die örtliche Ge­
meinschaft kann nur <;Ielinqen, wenn Politik und Gesellschaft, Me­
dien und Schulen zueammenwirken. Nur qemeinsam können sie ein
Klima der Toleranz und Offenheit echaffen, das feindseliqen Ge­
fühlen, Vorurteilen und A<;I<;Iressionen den Boden entzieht. Dazu
<;Iehören <;Iezielte Maßnahmen, die für Aufklärunq und Verständnis
sorqen, ebenso wie die Einbindun<;l von Ausländern in das Vereins­
leben.
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4. FlUchtlinQe, AsylberechtiQte, Asylbewerber

Die bisher überwieQend dOQmatisch QepräQte Diskussion über Art.
16 des GrundQesetzes ist durch konkrete LösunQsvorschläQe zu
überwinden. Für den Bürqer muß die liberale Position nachvoll­
ziehbar sein und die HandlunQsbereitschsft sowie HandlunqsfähiQ­
keit deutlich erkennbar werden. Darum Boll derjeniQs, der wegen
politischer, rassischer oder reliqiöser VerfolQunQ kommt, auch
künftiQ bei uns Aufnahme finden.

Wer offensichtlich nicht verfolQt wird, selne verfahrensrechtli­
chen Mitwirkungspflichten in qröblicher Weise verletzt oder hier
schwere Straftaten beQeht, soll in einem verkürzten Verfahren
beschieden und bei Vorliegen der rechtlichen Voraussetzunqen so
bald wie möglich abgeschoben werden. Die Liberalen erwarten und
fordern, daß notwendige Rechtsänderungen so beschlossen und vor
allem praktisch vollzogen werden, daß sie in den Städten und Ge·
meinden für alle erkennbar zu einer spürbaren ÄnderunQ der bis­
herigen Praxis führen.

UnabhänQiQ von einer an sich wünschenswerten europäischen Lösunq
unterstützen die Liberalen die in dem Entwurf der Bundestags­
fraktionen von CDU/CSU, F.D.P. und SPD für einen neuen Artikel
16a GG vorQesehene Regelunq, wonach siCh auf das Asylrecht nicht
berufen kann, wer aus einem sicheren Drittstaat einreist, und
bei der Einreise aus einem sicheren Herkunftsland die - wider­
leQliche - Vermutung der NichtvsrfolgunQ gilt. Zahlreiche unbe­
gründete Asylverfahren werden allein mit der Zielsetzung durch­
geführt, während dieser Zeit Sozialhilfe und Arbeitsmöglichkei­
ten zu erhalten. Deshalb wird Qefordert, die sozialen Leistungen
für Asylbewerber in sinnvoller Weise zU begrenzen.

Der Anspruch auf Sozialhilfe sollte künftig nicht mehr in voller
Höhe in bar, sondern vornehmlich durch Sachleistungen der örtli­
chen Träger der Sozialhilfe erfüllt werden.

5. Politische Hitwirkunq

Mit dem Ziel der politischen Mitwirkung der ausländischen Mit­
bürQer sind direkt gewählte Ausländerbeiräte zU bilden, denen
ein Anhörungsrecht im Rat der Kommunen einzuräumen ist. Außerdem
Bollte die Möglichkeit der Mitwirkung ausländischer Mitbürger
als sachkundige Einwohner in den Ausschüssen des Rates eröffnet
werden.

Für EG-Bürger ist das kommunale Wahlrecht auf Gegenseitigkeit
einzufÜhren.
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XI. Kommunaler Umweltschut~

1. Ziele kommunaler Umweltpolitik

Umweltpolitik ist eine Uberlebensstrategie für unsere Industrie­
gesellschaft. Umweltpolitik muß daher in den Kommunen beginnen
und ein bestimmendes Element der Kommunalpolitik sein. Die Er­
haltung einer lebenswerten Umwelt ist daher als Aufgabe im Rah­
men der kommunalen Daseinsvorsorge wahrzunehmen.

Die wirtschaftliche und technische Entwicklung hat sich lange
Zeit ohne ausreichende Rücksichtnahme auf Menschen und Natur
voll~ogen. Lärm, Abgase, Abwässer, Abfälle, Radioaktivität und
Zerstörung der Landschaft belasten zunehmend die Umwelt. Der
Bürger hat Anspruch auf eine menschenwürdige Umwelt. Das Gleich­
gewicht im Naturhaushalt ist durch Planungen und Maßnahmen der
Gemeinden weiter zu sichern bzw. wiederherzustellen.

An der Verschmutzung der Umwelt sind alle beteiligt. Ein Zurück­
führen der Umweltbelastung kann daher nicht allein Aufgabe des
Staates und der Wirtschaft sein. Sie muß zur Angelegenheit aller
Bürger werden. Der ein~elne Bürger sollte daher zu noch mehr Um­
weltbewußtsein angehalten werden. Umweltschutz beginnt mit der
Au!klärung aller Bürger über Umweltbelastungen und Möglichkei­
ten, sich umweltgerecht zu verhalten. Jede Initiative und Mitar­
beit auf diesem Gebiet ist ~u fördern.

Die widerstreitenden Nutzungsansprüche an unsere Umwelt auszu­
gleichen und in diesem Zusammenhang vorausschauend zu planen,
muß der Inhalt kommunaler Umweltpolitik sein. Ökologische Nut­
zungskonflikte sind offenzulegen, alternative Problemlösungen
sind öffentlich zu diskutieren.

Hierbei sind die langfristigen Ansprüche von Gesellschaft und
Wirtschaft mit dem noch nutzbaren Vorrat an Wasser, Boden und
Luft in Einklang zu bringen. Konzepte und Maßnahmen zur kommuna­
len Wirtscha!tsförderung und zur Verbesserung der Wirtschafts­
struktur sind mit der Umweltpolitik abzustimmen. In die Ent­
scheidung über eine öffentliChe Förderung sind mögliche Umwelt­
belastungen einzubeziehen.

2. Organisation des Umweltschut~es in der Kommunalverwaltung

Umweltschutz ist eine Querschnittsaufgabe in der Kommunalverwal­
tung. Eine Vielzahl Von Umweltfragen tritt bei der Erledigung
der Fachaufgaben in den Fachämtern auf, z.B. beim Tie!bauamt,
bei der unteren Wasserbehörde, beim Amt für Natur- und Land­
schaftsschutz, beim Ordnungsamt, beim Gesundheitsamt. Fach· und
Umweltaufgaben lassen sich nicht voneinander trennen. Alle Fach·
ämter der Kommunalverwaltung tragen also Mitverantwortung für
den Umweltschutz. Von der übriqen Verwaltung isolierte Umweltäm­
ter können die anstehenden Aufgaben nicht bewältiqen.
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Dennoch muß Umweltschutz ressortüberqreifend wshrqenommen wer­
den. Er bedarf, ohne die Fachämter aus der Verantwortunq zu ent·
lassen, der Koordinierunq. Zu diesem Zweck wird empfohlen, in
den Kommunalverwaltunqen Umweltschutzbeauftraqte zu ernennen.

3. Umweltkataster

Eine Kommune kann nur wirksam Umweltschutz betreiben, wenn ihr
ein Überblick über alle vorhandenen und zu erwartenden Umweltbe­
lastunqen in der Gemeinde zur Verfüqunq steht.

Erforderlich sind systematische Erhebungen von Umweltdaten. Da­
bei sollen - soweit möqlich - auch Daten verwendet werden, die
von Bundes- und Landesbehörden erhoben werden. Die Kreise und
kreisfreien Städte haben entsprechende Umweltkatsster zu entwik­
keIn und fortzuschreiben.

Folqende Einzelkataster sind zu berücksichtiqen,

Wasser (Gewässerschutz, Gewässerqüte, Grundwasser)
Abwasser (Kanalnetz, Kläranlaqen, Einleitunqen)
Gesundheit (Hyqieneüberwachunq, Trinkwaaaer, Badewässer)
Boden (Belastunq)
Abfall (Abfallbeseitiqunq)
Ablaqerunqen (Altlasten)
Luft (Emissionen, Immissionen)
Lärm (Belastunqsqebiete)
Klima (Einfluß von Umweltbelastunqen, z.B. Staub, 502, N02,
C02, Abwärme)
Landachaftspfleqe und Naturschutz (Biotop- und Artenschutz,
Landschaftsplanunq)
Wälder und Forsten

Die verschiedenen Daten sind in ein auf EDV qeetütztes Umweltka­
taster einzubrinqen.

4. Umweltverträqlichkeitsprüfunq

Die beste Umweltpolitik besteht darin, neue Umweltbelastunqen zu
vermeiden, anstatt sie nachträqlich zu bekämpfen. Deshalb sind
für bedeutsame Bau- und Investitionsvorhaben in den Kommunen Um­
weltverträqlichkeitsprüfunqen durchzuführen. In dem Verfahren
sind die positiven und neqativen Auswirkungen des Vorhabens auf
die Umwelt - such ortsüberqreifend - festzustellen, zu beschrei­
ben und zu bewerten.

Dies qilt insbesondere für Fachplanunqen, z.B. Strsßen- und Ver­
kehrsplanunq, Bauleitplanverfahren, Festlequnq von Gewerbestand­
orten, Planfeststellunqsverfahren und Landschaftsplanunqen.

Wesentliche Grundlaqe der Umweltverträqlichkeitsprüfunq ist das
Umweltkataster.
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S. Schutz des Naturhaushalt.

Zum Schutz. zur Pfl~e und zur Entwicklunq der Leistunqsflhiq­
ksit des N.turh.ush.lte., der Nutzunqsfähiqkeit der Naturqüter
sowie der Erhaltunq der Vielfalt, Eiqenart und Schönheit von Na­
tur und Landschaft .ind von den Ko..unen L.ndschaftspllne vor­
ranqiq .ufzustellen. Die F.D.P. setzt sich für die kurzfriatiqe
Verwirklichunq ein.

Die Kommunen sollen "aenahmen zur Erhaltunq. Pfl~e und Ge.tal­
tunq schutzwürdiqer Biotope und L.ndsch.ftsbestandteile fördern.
Dazu qehören z.B. die Ortsrandbeqrtinunq. die natürliChe Gestal­
tunq von Bachl.ufen und stehend.n Gewissern, die Erh.ltunq von
Bauaqruppen und H.cken in d.r L.ndsch.ft und die Ausweisunq von
Schutzqebieten (u .•. N.turschutz. Landschaftsschutz, Auen­
schutz) .

6. Land- und Forstwirt.chaft

An der Pfl.qe und Offenhaltunq von Flächen im kommunalen Bereich
besteht ein öffentliches Interesse. Soweit die.e Fliehen land·
forstwirt.chaftlich oder qlrtnerisch qenutzt werden, ist eine
ordnunq.qemäße, d.h. insbesondere qewässerschonende Nutzunq si­
cherzustellen.

Bei Flichenstillequnq aus der l.ndwirtschaftlichen Produktion
aind diese Flächen vorranqiq für Aufqaben des Natur- und Land­
.chaft••chutzes zur Schaffunq neuer Lebensräume für bedrohte
Pflanzen- und Tierarten zu sichern. In kommunalen Waldunqen sind
dafür Naturwaldreservate au.zuwei.en.

Landwirte, die Produktion.fllchen aufqeben, aind in die öffent­
liche Aufqabe der Landschaft.pfleqe einzubeziehen.

7. Verkehrs- und 8ebauunq.pläne / Boden.chutz

Umweltschutz durch Umweltvor.orqe erfordert die Überörtliche Ab·
sti.-unq r.uabedeut....r und u.weltbelastender Planunqen. In.be­
sondere sind .chwerwieqende Einqriffe der Verkehreplanunq in
Naherholunqs- und Wohnqebieten zu verhindern. Der Boden.chutz
h.t einen hohen Stellenwert. Flich.nv.rsi~elunqd.rf d.h.r nur
n.ch str.nqen Kriterien erfolqen. Fehlerhafte Flurber.iniqunqen.
di. die Erosion fördern, mü ••en korriqiert werd.n.

8. V.r- und Entsorqunq IW•••er-Abwasser, Abf.ll)

8.1. Grundwasser und Oberfllchenq.wä•••r müss.n zur Sich.runq
des Trinkwasseranqebotes und anderer Nutzunq des W••••r., z.B.
al. Brauchwa.ser, qe.chützt werden.

Für .lle bebauten Gebiete i.t eine ordnunqsqemäße Abwasserablei­
tunq und -entsorqunq sicherzustellen. Ein Kontroll- und Sanie-
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run9spro9ramm der teilweiae achadhaften und veralteten Lei­
stun9snet~e iat erforderlich, um die W8S8erverluste ein~uschrän­

ken.

WaSSergewinnUn9Sgebiete sind besonders ~u schüt~en. Die Bela­
stun9 der Gewässer, inabeaondere dea Grundwaaaera mit Nitraten,
Phoaphaten, haloqenierten Kohlenwaaaerstoffen und anderen Schad­
stoffen ist weiter zu redu~ieren und laufend zu überwachen.

Die Abwaaaerbeseitiqunqspläne sind fortzuschreiben.

8.2. Abfallwirtschaft

Die Abfallmenqen haben in Folqe zivilisatorischer und industri­
eller Entwicklungen sowie neuer Formen der Warenverteilun9 Aus­
maße erreicht, die ökolo9isch und volkswirtschaftlich nicht mehr
vertretbar sind.

Der Oberqanq von der Abfallbeseitiqunq zur Abfallwirtschaft ist
konsequent zu vollziehen. Dabei sind privatwirtschaftliche Lö­
SUngen zu bevorZUgen. Vorranqiq ist:

a) Der Abfallvermeidunq muß eine qrößere Priorität einqeräumt
werden,

b) unter Beachtunq wirtschaftlicher Grundsätze muß der Anteil
abfallfreundlicher Produkte und wiederverwertbarer Stoffe
erhöht werden,

cl die nicht wiederverwertbaren Restmenqen müSSen in thermi­
schen Anlaqen und Deponien umweltschonend beseitiqt werden.

Die Anlaqen müssen dem Stand der Technik entsprechen und sich an
den EG-Richtlinien orientieren.

Die Landkreise sind verpflichtet, allein oder in überreqionaler
kommunaler Zusammenarbeit Standorte für die Entsorqunq zu suchen
und planunqsrechtlich zu sichern. Abfall-EKporte in andere ost­
und westeuropäische Länder werden abgelehnt und sind wirksam ~u

unterbinden.

~u a) Abfallvermeidunq:

Gefordert wird:

Kommunale Aufklärunqsaktionen sind reqelmäßiq durchzufüh­
ren, Um das Umweltbewußtsein der Bürger anzureqen; Schulen
und Kinderqärten sind vorranqiq einzubeziehen,
die Verwendunq von umweltfreundlichen Produkten bei den Ge­
meinden, z.B. Mehrweqflasche, Einsat~ von Recyclinq-Materi­
81 bei Baumaßnahmen u.a.m.
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Zu b) Wiederverwertunq:

Gefordert wird:

Kommunen und die beseitiqunqsp!lichtiqen Landkreise sind
qehalten, ihre Einsammelsysteme sO zu qestalten, daß die
Er!assunq von Wertsto!!en qesichert lat. Die Zusammenarbeit
mit dem Dualen System (DSD) muß für den Bürqer effektiv
aein.
Schaffunq der Voraussetzunqen für Einrichtunq und Betrieb
von Wertstoff- und Wiederverwertunqsanlaqen, private Unter­
nehmer sind vorranqiq einzubeziehen.

zu cl Ab!allbeseitiqunq:

Gefordert wird:

Eine mittel- und lanqfriatiqe Standortsicherunq für Entsor­
qunqsanlaqen, denn alle Vermeidunqs- und Wiederau!berei­
tunqsmöqlichkeiten lösten nicht das Restmenqenproblem der
anfallenden Abfälle.

8.3. Orqaniaation der AUfqaben der Abwaaaer- und Ab!allbeseiti­
qunq und der Entqelte

8.3.1. Die Entqelte für Wasserversorunq, Abwasser- und Ab!allbe­
ssitiqunq sind kostendeckend zu erheben. Erforderlich ist die
konsequente Nutzunq betriebswirtschaftlicher Erfahrunqen, um
diese Leistunqen kostenqünstiq für den Bürqer zu erbrinqen.

a. 3.2. Die Wasserversorqunq, die Abwasser- und die Ab!allbesei­
tiqunq müssen nicht nur als hohei tliche Aufqabe wahrqenommen
werden. Eine Privatisierunq sollte vorqenommen werden, wenn

durch die Privatisierunq eine finanzielle Entlastunq für
den Bürqer oder die öffentlichen Haushalte eintritt oder
zumindest die Leistunq zu qleichen Kosten erbracht wird,
der bisheriqe Benutzunqsanspruch aller Bürqer auch der Qua­
lität der Leistungen nach und auf Dauer qewährleistet ist,
die Leistung durch den Privaten zu angemessenen, dem Bürger
zumutbaren Entqelten sichergestellt ist,
das übernehmende private Unternehmen nicht eine Monopol­
steilung erhält, so daß der Wettbewerb auf Dauer qesichert
ist.

9. Altlasten

In der Bundesrepublik Deutschland ist insbesondere als Folge der
industriellen Entwicklung eine qroße Zahl von Altablaqerunqen
vorhanden. Eine qroße Anzahl davon muß saniert werden, um Gefah­
ren für Menschen und Umwelt zu beseitigen.

Die Erfassung und Sanierung in den neuen Bundesländern haben
vorrang. Die Umweltvorsorqe in den alten Bundesländern z.8. in
der Abwasserreinigung muß zeitlich verschoben werden, bis in den
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neuen Bundesländern flächendeckend ein Qewisser Mindeststandard
erreicht ist.

10. Lärm

Der BürQer ist mehr als bisher vor Lärm zu schützen, Dabei sind
vorranqiQ die Uraachen der LärmbelästiQunq zu beseitiQen, bevor
auf Maßnahmen des passiven Schall schutzes zurückQeQriffen wird.

XII. Gemeindefinanzen

I. StärkunQ der Finanzkraft der Gemeinden

Die Gemeinden können ihre ständig wachsenden Aufgaben z.B. in
den Bereichen Soziales und Umwelt nur dauerhaft bewältigen, wenn
der kommunalen Ebene ausreichende Finanzmittel zur VerfüQunQ
stehen. Dies gilt in besonderer Weise für die Gemeinden in den
neuen Bundesländern.

Um in den grundlegenden Dienstleistungsbereichen der Gemeinden
eine annähernd gleichwertiQe VersorQunQ der Bürger innerhalb der
Bundesrepublik zu Qewährleisten und die im GrundQesetz veranker­
te Selbstverwaltungsgarantie zu Sichern, fordert die F.D.P. ins­
besondere:

Die Einnahmehoheit der Gemeinden (z.B. über die Gestaltung
der Hebesätze von Kommunalsteuern) soll erhalten und ver­
stärkt werden. Dies ist von Bedeutung, da der Anteil der
von den Gemeinden nicht beeinflußbaren Einnahmen in den
letzten Jahren deutlich gestiegen ist.

Die Bundesländer sollen einen angemessenen Anteil ihrer
Haushaltsmittel als kommunalen Finanzausgleich zur Verfü­
gung stellen.

Innerhalb des kommunalen Finanzausgleichs sollen die mit
hohem Verwaltungsaufwand verbundenen zweckgebundenen Zuwei­
sungen, die die originäre EntBcheidungskompetenz der Ge­
meinden einengen und verschiedentlich zu unnötigen Investi­
tionen führen, beschränkt werden. Statt dessen sollen die
allgemeinen, nicht zweckgebundenen SChlüssel zuweisungen
verstärkt werden; der Entscheidungsspielraum der Gemeinden
soll dadurch erweitert werden.

Für Aufgaben, die den Gemeinden von Bund oder Land in Auf­
tragsverwaltung übertragen werden, ist diesen voller Ko­
stenersstz zu leisten.

Die Verlagerung Von Aufgaben des Bundes und der Länder auf
die kommunale Ebene setzt eine entsprechend verbesserte Fi­
nanzausstattung voraus.
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2. Gemeindefinanzreform

Die finanzielle Ausstattunq der Gemeinden bedarf einer ql.'"und­
sätzlichen Neuregelung, damit wir den Herausforderunqen der 90er
Jahre qerecht werden.

Die Gewerbesteuer als eine der traQenden Säulen der kommunalen
finanzausstattunq weist eine Reihe erheblicher Nachteile auf:
Sie ist nicht qeeiqnet, ein enqes Verhältnis zwischen steuerzah­
lendem Bürqer und Gemeinde herzustellen. Sie ist konjunkturab­
hanQiq und wirkt wettbewerbsverzerrend.

Die f.D.P. fordert daher den schrittweisen Abbau der Gewerbe­
steuer. Dies setzt voraus, daß die Gemeinden volle Kompensation
für den dadurch eintretenden Einnahmeausfall erhalten und ihre
Einnahmehoheit über die Gestaltung eines kommunalen Hebesatz­
rechtes zumindest teilweise erhalten bleibt. Als Ersatzlösunq
wird vorqeschlaqen: die Beteiliqunq der Gemeinden an der Umsstz­
steuer unter Berücksichtiqunq eines VerteilunQ8schlüssels, der
die örtliche Wirtschaftskraft berücksichtigt, und - verbunden
mit einem kommunalen Hebesatzrecht - die Beteiliqunq an der Ein­
kommensteuer.

Diese Lösunq berilcksichtiqt zuqleich die Einnahmehoheit der Ge­
meinden und den Interessenverbund zwischen Bürgern und Gemeinde,
ist konjunkturunabhänqiger, in der regionalen Streuunq ausqeqli­
chener und verursacht keinen höheren Verwaltunqsaufwand.

ferner sollen die Gemeinden am Aufkommen der Mineralölsteuer be­
teiliqt werden, um insbesondere die qestieqenen Anforderungen
bei der finanzierunq des öPNV zu bewältiQen. Bei der vorqeaehe­
nen Änderunq des Grundgesetzes sind die Voraussetzunqen dafür zu
schaffen, daß die Gemeinden in der genannten Weise an der Um­
satz- und Mineralölsteuer beteiliqt werden können, um damit die
Gemeindefinanzen auf eine neue, solide Grundlaqe zu stellen.

Die f.D.P. wird der Reform des Grundqesetzes insgesamt keine Zu­
stimmun<jl erteilen, wenn die zukünftiqe Einnahmehoheit der Ge­
meinden - ohne die e8 keine wirkliche kommunale Selbstverwaltunq
qeben kann - nicht zumindest durch die hier qenannten "öffnun<jls­
klauseln" in der Verfassun<jl abgesichert wird.

3. Sparsame finanzwirtSChaft

Die f.D.F. fordert, alle Möqlichkeiten sparsamer finanzwirt­
schaft in den Kommunen auszuschöpfen. Ausqabenkürzunqen haben
Vorranq vor Steuererhöhunqen.

Eine geol.'"dnete kommunale finanzwirtschaft wird jedoch nur dann
möqlich sein, wenn Leistunqsqesetze des Bundes und der Länder,
die kommunal auszuführen sind, in einer Weise reduziert oder
verändert werden, daß dies lanqfristiq durch die Kommunen finan­
zierbar bleibt.
Neue, rechtlich bindende Aufqabenverpflichtunqen sind - soweit
keine qesicherte finanzierunq vorlieqt - solan<jle auszusetzen,
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bis die besonderen qesamtstililtlichen Verpflichtunqen im Aufbau
der neuen Bundesländer im wesentlichen erfüllt sind.

Die Rahmebedinqunqen für eine spilrailme und wirtachilftliche Hll.ua­
haltsführunq müssen verbessert werden, z.B. durch Mehrjahres­
haushalte, Wirtschll.ftlichkeitsanreize, kaufmännische Haushalts­
führunq, selbständiq rechnende Einheiten und priviltwirtschaftli­
che Betätiqunqsformen.

Die Folqekosten von kommunalen Investitionsvorhaben incl. der
Verwaltunqskosten sind in besonderem Maße zu beilchten und je­
weils qesondert auszuweisen.

4. Kostendeckunq bei Gebühren und Entqelten

Die Kosten fUr kommunale Dienstleistunqen träqt qrundsätzlich
derjeniqe, der diese in Anspruch nimmt. Die Subventionierunq Von
Gebührenhaushalten aus allqemeinen Steuer- und Deckunqsmitteln
verschleiert die tataachlichen Aufwendunqen fUr die Dienstlei­
stunq. Dies verstößt qeqen den Grundsatz der sparsilmen Haus­
haltsfUhrunq.

Die F.D.P. fordert daher, kommunale Gebühren und Entqelte nach
dem Grundsatz der Kostendeckunq zu erheben. Ausnahmen hiervon
mÜSsen aus sozialen Gründen oder aus Gründen des Gemeinwohls qe­
rechtfertiqt sein.

XIII. Kommunale Wirtschaftspolitik

1. örtliche Rahmenbedinqunqen für die Wirtschaftsentwicklunq

Kommunale Wirtschaftsförderunq, qleich in welcher Form, ist un­
Il.bdinqbar. Es ist Aufqabe der Kommunen, unter Einbindunq in die
vornehmlich von Bund und Ländern zu steuernden qesamtwirtschaft­
lichen Prozesse die örtlichen Rahmenbedinqunqen für eine Ansied­
lunq vOn Wirtschafts- und Gewerbetreibenden positiv zu qestal­
ten.

Die Erfüllunq dieser wichtiqen kommunalen Aufqabe fördert ein
anqemeasenes Wachstum der örtlichen Wirtschaft. Dies ist notwen­
diq zur Sicherunq eines qualitativ und quantitativ befriediqen­
den Arbeitsplatzanqebota vor Ort und für wachsende private und
öffentliche Einkommen als Voraussetzunq für befriediqende kommu­
nale Dienstleistunqen.

2. Gestaltunq kommunaler Wirtschaftsförderunq

Kommunale Wirtschaftsförderunq ist Sache der qesamten Verwal­
tunq. Dennoch sollten die Aufqaben dieser Tätiqkeit an einer
Stelie kumuliert und qebündelt werden. Diese Stelle braucht
weitqehende Entscheidunqskompetenz und Einfluß auf die Ämter der
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Verwaltung. Sie sollte direkt dem Oberbürgermeister oder Ober­
stsdtdirektor unterstellt sein.

Der Kontakt mit Wirtschaft, üben"eordneten Behörden, Kammern Ull<..
Verbänden darf nicht sporadisch sein. Notwendiq sind neue Part­
nerschaften mit neuen Umqanqs- und Gesprächsformen.

Die Bestandspfleqe steht im Mittelpunkt der Wirtschafts förde­
rung. Eine ausqewoqene Wirtschafts- und Gewerbestruktur durch
qleichranqiqe Förderunq von Klein- und Mittelbetrieben ist zu
sichern.
Für Betriebsansiedlunqen sollte eine Grundstücksvorratshaltunq
stattfinden und eine rechtsverbindliche Bauleitplanunq vorlie­
qen.

Der Subventionswettlauf muß ein Ende haben.

Kommunale Wirtachaftsförderunq muß die Nachbarqemeinden berück­
sichtiqen. Sie sollte den Blick auch über die Grenze wagen.

Der EG-Binnenmarkt ist eine neue Herausforderunq für die Wirt­
schaftsförderunq.

3. Schwerpunkte kommunaler Wirtschaftsförderunq

Kommunale Wirtschaftsförderunq sollte insbesondere:

Gewerbetreibenden - vor allem Klein- und Mittelbetrieben
Hilfestellunq bei den immer komplexer und aufwendiqer wer­
denden Antraqs- und behördlichen Zustimmunqsverfahren qe­
währen,
umfassende Beratunqsangebote, insbesondere Technoloqiebera­
tunq für kleine und mittlere Unternehmer und Existenzqrün­
der initiieren und aufbauen,
mit Hilfe der kommunalen Sparkassen Risikokapitalfonds be­
reitstellen,
neben Neuanaiedlunqen von Gewerbebetrieben insbesondere die
Entwicklunqsmöqlichkeiten ortsansässiqer Unternehmen för­
dern,
ein aktives Flächenrecyclinq z.B. durch Wiederverwertunq
von Industriebrachen betreiben, Um den Landverbrauch zu be­
schränken,
Stadtsanierunq zur Belebunq der Innenstädte durchführen und
ein vielseitiges Angebot von Waren und Dienstleistungen im
Innenstadtbereich sicherstellen, um einer Verlagerung des
Einzelhandels auf die Großmärkte am Stadtrand entqeqenzu­
wirken,
eine qute Verkehrsanbindunq für die Gewerbebetriebe schaf­
fen und den öffentlichen Nahverkehr attraktiver qestalten.

4. Erqänzende Hilfen von Bund und Land

Zwischen einzelnen Gemeinden und Regionen bestehen im Hinblick
auf ihre Gewerbekraft erhebliche strukturelle UnterSChiede. Ein­
zelne Gemeinden sind nicht mehr in der Laqe, im qebotenen Maß
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Wirtachaftaförderunq zu betreiben. Kommunale WirtachsCtsförde­
runqspolitik muß daher durch entsprechende Strukturpolitik VOn
Bund und Ländern erqänzt werden, um einer Verqrößerunq des re­
910na1en Strukturqefäl1es auch zwischen Stadt und Land entqeqen­
zuwirken.
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